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Entwurf (Gesetz Uber Beitrage fur familien- und schulergédnzende Kinderbetreuung)

Zusammenfassung
Der Kanton St.Gallen férdert die familien- und schulerganzende Kinderbetreuung und leistet da-

mit einen bedeutenden Beitrag zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie zur Bekampfung
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des Fachkraftemangels. Auf der Grundlage des Gesetzes Uber Beitrage fur familien- und schul-

erganzende Kinderbetreuung unterstitzt der Kanton die politischen Gemeinden mit einem jahr-
lichen Beitrag. Diese Forderpraxis wurde im Jahr 2021 mit einem Umfang von 5 Mio. Franken

je Jahr eingefihrt. Im November 2023 sagten die Stimmberechtigten mit 63 Prozent Ja zu einer

Verdoppelung der Beitrdge. Seit dem Jahr 2024 richtet der Kanton somit Kantonsbeitréage im

Umfang von 10 Mio. Franken je Jahr aus.
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Die Einfuhrung des Gesetzes per Anfang 2021 hatte zum Ziel, rasch ein funktionierendes Forder-
system einzufihren. Im Rahmen der Umsetzung zeigte sich allerdings Verbesserungspotenzial.
Mit der vorliegenden Totalrevision stellt der Kanton den politischen Gemeinden, den Erziehungs-
berechtigten und den Betreuungseinrichtungen nun ein modernes, einheitliches und subjektorien-
tiertes Forder- und Finanzierungssystem zur Verfligung.

Dieses System basiert auf einem neuen Prozess. Erziehungsberechtigte, die ihren Wohnsitz im
Kanton St.Gallen haben und die fur ihr Kind ein familien- oder schulerganzendes Betreuungs-
angebot nutzen, kénnen mittels einer neuen, einheitlichen Informatiklosung (bzw. Plattform) um
eine einkommensabhéangige Verginstigung ersuchen. Diese wird von der jeweiligen Wohnsitz-
gemeinde verfiigt und direkt auf der Rechnung der entsprechenden Betreuungseinrichtung an die
Erziehungsberechtigten abgezogen. Die Kosten der Verglnstigung werden von der politischen
Gemeinde und dem Kanton gemeinsam getragen. Mit dem neuen Vergunstigungssystem wird
die Chancengerechtigkeit der Familien tiber das ganze Kantonsgebiet hinweg verbessert, wahrend
die priméare Zustandigkeit der politischen Gemeinden fir die Férderung der Kinderbetreuung be-
stehen bleibt. Die Verglinstigungen im System sind als Mindestumfang konzipiert. Von den politi-
schen Gemeinden wird erwartet, dass sie weitergehende Subventionen nach ihrem Ermessen
ausrichten — insgesamt wenigstens im gleichen Umfang wie im Rahmen ihrer aktuell bestehen-
den kommunalen Forderpraxis. Die gemeinsame Informatikldsung von Kanton und politischen
Gemeinden ist innovativ, ermdglicht effiziente Prozesse und entspricht den strategischen Zielen
der Digitalisierung.

Gegeniber der Vernehmlassungsvorlage vom Frihjahr 2024 wurde der schulerganzende Be-
reich in das neue Forder- und Finanzierungssystem integriert. Zudem wurde einerseits an der
kommunalen Teilnahmepflicht mit einer einheitlichen Mindestvergtinstigung festgehalten, ander-
seits aber bei der finanziellen Beteiligung der politischen Gemeinden neu ein Mindestumfang von
10 Mio. Franken definiert. Der kantonale Beitrag von 10 Mio. Franken bleibt unverandert. Die Ver-
nehmlassungsvorlage orientierte sich noch am bestehenden Finanzierungsgefiige zwischen den
politischen Gemeinden und dem Kanton, sodass den politischen Gemeinden aufgrund des hohe-
ren Mindestumfangs sehr hohe gebundene Ausgaben entstanden wéren.

Frau Prasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen mit dieser Vorlage Botschaft und Entwurf des Gesetzes Uber Beitrage fur
familien- und schulergé&nzende Kinderbetreuung.

1 Ausgangslage
1.1 Rechtliche Grundlagen und Schwerpunktplanung der Regierung

Die Forderung der Kinderbetreuung im Kanton St.Gallen liegt als Teil einer ganzheitlichen Kinder-
und Jugendhilfe priméar in der Zustandigkeit der politischen Gemeinden.! Nach Art. 13 Abs. 2 der
Verfassung des Kantons St.Gallen (sGS 111.1; abgekuirzt KV) férdert allerdings auch der Kanton
geeignete Bedingungen fiir die Kinderbetreuung. In Ubereinstimmung dazu hat die Regierung in
ihrer Schwerpunktplanung 2021-2031 (28.21.01) die Férderung der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie und die Bereitstellung von Betreuungsangeboten als strategische Ziele definiert.

1 Art. 58" Abs. 1 des Einfilhrungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (sGS 911.1; abgekiirzt EG-ZGB).
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Im Rahmen der kantonalen Umsetzung der eidgendssischen Vorlage zur Steuerreform und
AHV-Finanzierung (STAF) wurden am 1. Januar 2020 die Familienzulagen erhoht. Als soziale
Ausgleichsmassnahme entschied der Kantonsrat, dass die daraus entstehenden zusatzlichen
Steuereinnahmen bzw. wenigstens 5 Mio. Franken in die Forderung der familien- und schul-
erganzenden Kinderbetreuung investiert werden sollen. Dazu wurde das Gesetz liber Beitrage
fur familien- und schulerganzende Kinderbetreuung (sGS 221.1; abgekiirzt KiBG) geschaffen,
auf dessen Grundlage der Kanton die politischen Gemeinden seit dem Jahr 2021 mit jahrlichen
Kantonsbeitragen im Umfang von 5 Mio. Franken unterstiitzt. Das Geld setzen die politischen
Gemeinden fir ein bezahlbares Angebot an familien- und schulergdnzender Betreuung (Kinder-
tagesstatten, schulergdnzende Betreuungsangebote [Horte, schulische Tagesbetreuung, Mittags-
tisch] sowie Tagesfamilien) ein. Dazu lassen die politischen Gemeinden die Kantonsbeitrdge den
Erziehungsberechtigten zukommen, indem sie z.B. Betreuungsgutscheine ausstellen oder den
Erziehungsberechtigten zum Jahresende einen Teil ihrer Betreuungskosten zuriickerstatten. Al-
ternativ kdnnen die politischen Gemeinden ihren Kantonsbeitrag auch an die Betreuungseinrich-
tungen weiterleiten, damit diese z.B. die Tarife senken, die Offnungszeiten ausweiten oder die
Betreuung der Kinder verbessern. Die Kantonsbeitrage werden erganzend zur gemeindeeigenen
Forderung der familien- und schulergdnzenden Kinderbetreuung ausgerichtet, d.h. die politischen
Gemeinden mussen selbst finanzielle Mittel einsetzen und sie diirfen die Kantonsbeitrage nicht
zur Minderung dieser gemeindeeigenen Mittel einsetzen.

1.2 Einsatz der Gelder

Gemass den Abrechnungen der ersten beiden Beitragsjahre haben die politischen Gemeinden
vom Kantonsbeitrag 2021 rund 93 Prozent und vom Kantonsbeitrag 2022 rund 97 Prozent zur
Senkung der Drittbetreuungskosten der Erziehungsberechtigten ausgeschopft (vgl. Tabelle 1).2
Einerseits zeigt dies die grosse Resonanz der kantonalen Mitfinanzierung, anderseits weisen die
Riickerstattungsbeitradge auf Unsicherheiten sowie auf Verbesserungspotenzial im Finanzierungs-
system und bei den administrativen Ablaufen hin. Darauf deuten auch Aussagen seitens der poli-
tischen Gemeinden hin.

Beitragsjahr 2021  Beitragsjahr 2022

Total an die Gemeinden ausbezahlter Férderbeitrag des Kantons Fr. 5'000'000.— Fr. 5'099'469.—
abziglich Rickerstattungen der Gemeinden an den Kanton Fr. 346'724.— Fr. 166'099.—
Total durch die Gemeinden im Beitragsjahr oder nach Ubertrag

spatestens im Folgejahr eingesetzter Forderbeitrag des Kantons Fr. 4'653'276.— Fr. 4'933'370.—
(Ausschopfungsgrad in Prozent) (93,1 %) (96,7 %)

Tabelle 1: Abrechnung der Beitragsjahre 2021 und 2022

Das zustéandige Departement kann nach Art. 6 Abs. 3 KiBG stichprobenartig die bestimmungs-
gemasse Verwendung des Kantonsbeitrags durch die politischen Gemeinden kontrollieren. Eine
flachendeckende Erhebung, wie die politischen Gemeinden den Kantonsbeitrag im entsprechen-
den Beitragsjahr konkret eingesetzt haben, findet dementsprechend nicht statt.® Folglich verfligt
der Kanton nicht tGber detaillierte Informationen tber die Verwendung der Kantonsbeitrage durch
die politischen Gemeinden. Zur mengenmassigen Einschatzung mussen stattdessen die An-

In der Botschaft des Nachtrags zum KiBG (22.23.01) wurde fur das Jahr 2021 ein Ausschdpfungsgrad von 87 Pro-
zent angegeben. Nicht bestimmungsgemass verwendete Kantonsbeitrdge werden von den politischen Gemeinden
an den Kanton zuriickerstattet. Zum damaligen Zeitpunkt stand noch aus, in welchem Umfang die von einigen po-
litischen Gemeinden auf das Folgejahr Ubertragenen Restbetrage im Jahr 2022 noch eingesetzt wurden und in
welchem Umfang andernfalls Riickerstattungen an den Kanton erfolgten. Da noch aussteht, in welchem Umfang
die aus dem Beitragsjahr 2023 auf das Jahr 2024 ibertragenen Restbetrage an den Kanton zuriickerstattet wer-
den, kann die Abrechnung des Beitragsjahrs 2023 noch nicht abgebildet werden (Stand: Januar 2025).

Eine flachendeckende Erhebung wiirde den administrativen Aufwand der politischen Gemeinden und des Kantons
noch zusatzlich erhéhen. Mit der vorliegenden Totalrevision (und der dabei vorgesehenen einheitlichen Informatik-
I6sung) wird die Erhebung von Daten erheblich erleichtert.
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gaben der politischen Gemeinden in ihren Gesuchen um einen Kantonsbeitrag herangezogen
werden. Die politischen Gemeinden geben darin an, in welchen Bereichen (Kindertagesstatten,
schulerganzende Kinderbetreuung und/oder Tagesfamilien) sie den Kantonsbeitrag zu welchem
Zweck (Senkung der Drittbetreuungskosten, Ausweitung des Angebots und/oder Verbesserung
des Betreuungsschlissels) verwenden mdchten.

Fur die Kantonsbeitradge 2024 haben alle 75 politischen Gemeinden ein Gesuch eingereicht. Bei
den geplanten Verwendungsbereichen sollen schulergdnzende Betreuungsangebote und Kinder-
tagesstatten (je 96 bzw. 95 Prozent der politischen Gemeinden) die grosste finanzielle Unter-
stlitzung erhalten, 80 Prozent der politischen Gemeinden beziehen Tagesfamilien mit ein (vgl.
Tabelle 2).4

Anzahl Gemeinden® in Prozent

2023 2024 2023 2024

Kindertagesstatten 68 71 91,9 % 94,7 %
schulergénzende Kinderbetreuung o o

(Horte, schulische Tagesbetreuung, Mittagstisch) 59 ? 9.7 % 96,0 %

Tagesfamilien 55 60 74,3 % 80,0 %

Tabelle 2: vorgesehene Verwendungsbereiche in den Beitragsjahren 2023 und 2024

Bei den geplanten Verwendungszwecken des ersuchten Forderbeitrags fokussieren sich die po-
litischen Gemeinden am starksten auf die Senkung der Drittbetreuungskosten. Bei den Kinder-
tagesstatten sehen dies 63 Prozent der politischen Gemeinden mit Zahlungen an Betreuungs-
einrichtungen vor und 43 Prozent der politischen Gemeinden planen dafir direkte Beitrage an
Erziehungsberechtigte (vgl. Tabelle 3). Rund jede zehnte politische Gemeinde (11 Prozent) gab
als Verwendungszweck eine Ausweitung des Angebots bzw. die Verbesserung des Betreuungs-
schlissels an.

Anzahl Gemeinden® in Prozent
Senkung der Drittbetreuungskosten durch Zahlung an die Erziehungs- 32 42.7%
berechtigten (z.B. Betreuungsgutscheine, Teilrlickerstattung Ende Jahr) ’
Senkung der Drittbetreuungskosten durch Zahlung an eine Einrichtung 47 62.7 %
(z.B. Subventionserhdhung, damit die Tarife reduziert werden) ’
Ausweitung des Angebots (z.B. Erweiterung der Offnungszeiten, Ein- 8 10 7 %
fuhrung einer Ferienbetreuung) 070
Verbesserung des Betreuungsschlissels (z.B. Reduktion der Anzahl 7 93 %

Kinder je Betreuungsperson)

Tabelle 3: Bereich «Kindertagesstéatten» — vorgesehene Verwendungszwecke im Beitragsjahr 2024

Im Bereich der schulerganzenden Kinderbetreuung zeigt sich bei der Senkung der Drittbetreu-
ungskosten ein ahnliches Bild wie bei den Kindertagesstétten (68 Prozent durch Zahlungen an
Einrichtungen, 37 Prozent durch Zahlungen an Erziehungsberechtigte; vgl. Tabelle 4). Allerdings
sind hier die Anteile der politischen Gemeinden, die den Kantonsbeitrag fur die Ausweitung des
Angebots (23 Prozent) oder flr eine Verbesserung des Betreuungsschliissels (15 Prozent) ein-
setzen, etwas hoher.

Im Vergleich dazu sahen fur das Beitragsjahr 2023 lediglich 80 Prozent der politischen Gemeinden die Ver-
wendung fur die schulerganzende Betreuung vor. Dieser sprunghafte Anstieg ist die Folge des XXV. Nachtrags
zum Volksschulgesetz, der im August 2024 in Vollzug gesetzt wurde (vgl. Abschnitt 1.6.1).

Es sind mehrere Verwendungszwecke mdglich, weshalb das Total Giber der Anzahl politischer Gemeinden im
Kanton liegt.

Es sind mehrere Verwendungszwecke moglich, weshalb das Total tiber der Anzahl politischer Gemeinden im
Kanton liegt.
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Anzahl Gemeinden”’ in Prozent

Senkung der Drittbetreuungskosten durch Zahlung an die Erziehungs-

0,
berechtigten (z.B. Betreuungsgutscheine, Teilrlickerstattung Ende Jahr) 28 31.3%
Senkung der Drittbetreuungskosten durch Zahlung an eine Einrichtung 51 68.0 %
(z.B. Subventionserhdhung, damit die Tarife reduziert werden) '
Ausweitung des Angebots (z.B. Erweiterung der Offnungszeiten, Ein- 17 227 %
fuhrung einer Ferienbetreuung) '
Verbesserung des Betreuungsschliissels (z.B. Reduktion der Anzahl 1 14.7 %

Kinder je Betreuungsperson)

Tabelle 4: Bereich «schulerganzende Kinderbetreuung» — vorgesehene Verwendungszwecke im Beitrags-
jahr 2024

Beim dritten Verwendungsbereich moéchte rund die Halfte der politischen Gemeinden (49 Pro-
zent) die Tagesfamilien finanziell unterstiitzen, damit diese die Drittbetreuungskosten senken
(vgl. Tabelle 5). Der Anteil der politischen Gemeinden, die dies Uber direkte Zahlungen an Er-
ziehungsberechtigte vorsehen, ist mit 36 Prozent nur leicht tiefer als bei den Kindertagesstatten
und der schulerganzenden Kinderbetreuung. Hingegen plant nur eine politische Gemeinde den
Einsatz eines Teils ihres Kantonsbeitrags fiir die Ausweitung des Tagesfamilien-Angebots und
eine finanzielle Unterstitzung zur Verbesserung des Betreuungsschliissels ist im Tagesfamilien-
Bereich gar nicht vorgesehen.

Anzahl Gemeinden® in Prozent
Senkung der Drittbetreuungskosten durch Zahlung an die Erziehungs- 27 36.0 %
berechtigten (z.B. Betreuungsgutscheine, Teilrlickerstattung Ende Jahr) e
Senkung der Drittbetreuungskosten durch Zahlung an eine Einrichtung 37 493 %
(z.B. Subventionserhdhung, damit die Tarife reduziert werden) ’
Ausweitung des Angebots (z.B. Erweiterung der Offnungszeiten, Ein- 1 13
fuhrung einer Ferienbetreuung) =7
Verbesserung des Betreuungsschlissels (z.B. Reduktion der Anzahl 0 0.0 %

Kinder je Betreuungsperson)

Tabelle 5: Bereich «Tagesfamilien» — vorgesehene Verwendungszwecke im Beitragsjahr 2024

1.3 Befristete Finanzhilfen des Bundes

Der Bund unterstiitzt Kantone und politische Gemeinden, die ihre Subventionen zugunsten der
familien- und schulergdnzenden Kinderbetreuung ausbauen und so die Drittbetreuungskosten
der Erziehungsberechtigten senken, mit zusatzlichen Finanzhilfen.® Diese Finanzhilfen sind auf
drei Jahre begrenzt. Im ersten Jahr betragen sie 65 Prozent, im zweiten Jahr 35 Prozent und im
dritten Jahr 10 Prozent der kommunalen und kantonalen Subventionserhéhung (vgl. Tabelle 6).
Aufgrund der Einfihrung des KiBG per Anfang 2021 stellte der Kanton St.Gallen ein Gesuch um
Bundesfinanzhilfen. Der Bund gewdahrt dem Kanton St.Gallen in den Jahren 2023, 2024 und 2025
somit Finanzhilfen, die sich auf die kommunalen und kantonalen Subventionserhéhungen in den
Jahren 2021, 2022 und 2023 beziehen.

Es sind mehrere Verwendungszwecke mdglich, weshalb das Total Giber der Anzahl politischer Gemeinden im
Kanton liegt.

Es sind mehrere Verwendungszwecke je politische Gemeinde méglich.
Bundesgesetz Uber Finanzhilfen fur familienerganzende Kinderbetreuung (SR 861; abgekiirzt KBFHG).
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Jahr Umfang der Bundesfinanzhilfen Berechnung der Bundesfinanzhilfen

65 % der kantonalen und kommunalen Subventionserhéhungen im

2023 Fr. 4853155~ Jahr 2021 im Vergleich zum Referenzjahr 2020 (Differenz 2020/2021)

35 % der kantonalen und kommunalen Subventionserh6hungen im

2024 Fr. 3979279~ Jahr 2022 im Vergleich zum Referenzjahr 2020 (Differenz 2020/2022)

10 % der kantonalen und kommunalen Subventionserh6hungen im

2025 noch offen Jahr 2023 im Vergleich zum Referenzjahr 2020 (Differenz 2020/2023)

Tabelle 6: befristete Bundesfinanzhilfen im Kanton St.Gallen

Der Anteil der Bundesfinanzhilfen, der auf die kantonale Subventionserhéhung zurtickzufiihren
ist, kommt zu den kantonalen Mitteln hinzu, sodass sich der Kantonsbeitrag je politische Ge-
meinde erhoht. Bei den Bundesfinanzhilfen 2023 entsprach dies z.B. einem Betrag von rund

3 Mio. Franken, bei den Bundesfinanzhilfen 2024 waren es rund 1,7 Mio. Franken. Der Rest-
betrag der Bundesfinanzhilfen, der auf die eigenen Subventionserhéhungen der politischen Ge-
meinden zuriickzufiihren ist, wird jeweils direkt anteilmassig an die entsprechenden politischen
Gemeinden weitergeleitet (im Jahr 2023 rund 1,8 Mio. Franken und im Jahr 2024 rund 2,3 Mio.
Franken).

Nach dem Jahr 2025 erhalten der Kanton St.Gallen und die politischen Gemeinden im Kanton
St.Gallen fir die kantonalen und kommunalen Subventionserhéhungen aufgrund der Befristung
dieser nationalen Massnahme keine Bundesfinanzhilfen mehr.

1.4 Angebote im Kanton St.Gallen und Nachtrag zum KiBG

Ein Bericht der Regierung aus dem Jahr 2018 («Familien- und schulergdnzende Kinderbetreuung
im Kanton St.Gallen» [40.18.04]) zeigte auf, dass im Kanton St.Gallen vergleichsweise wenige
Angebote bei der familien- und schulerganzenden Kinderbetreuung bestehen und dass die Erzie-
hungsberechtigten einen relativ hohen Anteil der Betreuungskosten selbst tragen missen.

Der letzte Monitoring-Bericht® aus dem Jahr 2021 zeigte eine Verbesserung beim Platzangebot
der familien- und schulergénzenden Kinderbetreuung: Zwischen den Jahren 2016 und 2021 wur-
den im Kanton St.Gallen 1'750 neue Betreuungsplatze geschaffen, womit im Mai 2021 insgesamt
5'560 Platze zur Verfigung standen. Von diesen neu geschaffenen Platzen entfielen 1'080 Platze
auf den Schulbereich und 670 Platze auf den Vorschulbereich. Der Versorgungsgrad im Kanton
St.Gallen ist im schweizweiten Vergleich trotzdem weiterhin unterdurchschnittlich. Sowohl im Vor-
schulbereich (0 bis 4 Jahre) als auch im Schulbereich (5 bis 12 Jahre) steht im Kanton St.Gallen
fur je rund 8 von 100 Kindern ein Betreuungsplatz zur Verfligung. Im schweizweiten Durchschnitt
steht gemass den letzten verfigbaren Zahlen aus dem Jahr 2017 hingegen fur 18 von 100 Kindern
im Vorschulbereich und fir 13 von 100 Kindern im Schulbereich ein Betreuungsplatz zur Verfu-
gung. Die Zahlen je politische Gemeinde unterscheiden sich im Kanton zudem deutlich (vgl. Ab-
schnitt 1.5.6) und die Kinderbetreuung stellt im Kanton St.Gallen eine hohe finanzielle Belastung
fur die Erziehungsberechtigten dar (vgl. Abschnitt 1.5.5).

Im Rahmen der Beratung des Berichts «Starkung der Ressourcenkraft des Kantons St.Gallen»
(40.21.02) beauftragte der Kantonsrat im Februar 2022 die Regierung, die jahrlichen Mittel fur
die familien- und schulergénzende Kinderbetreuung von 5 auf 10 Mio. Franken je Jahr zu erho-
hen. Dabei solle es den politischen Gemeinden freistehen, die zusatzlichen Kantonsbeitrage in
der H6he von 5 Mio. Franken zur Senkung der Drittbetreuungskosten fir die Erziehungsberech-
tigten, zur Ausweitung des Angebots oder zur Verbesserung des Betreuungsschlissels einzu-
setzen. Der Nachtrag zum KiBG diente der Erfillung dieses Auftrags und wurde von den Stimm-

10 www.jugend.sg.ch — Kindertagesbetreuung — Schlussbericht INFRAS 2021. Das nachste Monitoring ist im Jahr

2025 geplant.
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berechtigten am 19. November 2023 angenommen.!! Somit beteiligt sich der Kanton seit dem
Jahr 2024 mit 10 Mio. Franken je Jahr an der familien- und schulergédnzenden Kinderbetreuung.

1.5 Problemstellung

Die Einflihrung des KiBG per Anfang 2021 hatte zum Ziel, rasch ein funktionierendes Forder-
system einzufiihren. Damit wurde auch sichergestellt, dass der Kanton St.Gallen noch recht-
zeitig von zusétzlichen Bundesfinanzhilfen profitieren konnte (vgl. Abschnitt 1.3). Im Rahmen
der Umsetzung des KiBG zeigte sich allerdings rasch Verbesserungspotenzial.

1.5.1 Grosse Unterschiede zwischen den politischen Gemeinden

Fir den Einsatz der kantonalen Gelder durch die politischen Gemeinden gibt es im bestehen-
den System nur wenige Vorgaben. Dieser Spielraum fiihrt allerdings dazu, dass die Erziehungs-
berechtigten sehr unterschiedliche Bedingungen bei der Kosten- und Subventionspraxis vor-
finden. Je nachdem, in welcher politischen Gemeinde eine Familie wohnhaft ist, welche Ange-
bote dort bestehen und wie diese Angebote von der politischen Gemeinde gefordert werden,
profitiert die Familie in unterschiedlichem Ausmass von finanzieller Unterstlitzung bzw. einer
Vergiinstigung der Kinderbetreuungskosten. Insgesamt besteht flr Familien im Kanton St.Gallen
beim Zugang zu den Betreuungsangeboten und zu den kantonalen Geldern damit eine zu grosse
Einschrankung bei der Chancengerechtigkeit.

1.5.2 Komplexitat des Mitteleinsatzes

Bei der Einfuihrung des KiBG per Anfang 2021 bedurfte es eines besonderen Engagements der
politischen Gemeinden, um in kurzer Zeit eine neue Forderpraxis zu initialisieren bzw. um den
neuen Kantonsbeitrag in die bestehenden kommunalen Fordersysteme zu integrieren. Die Aus-
wertung des ersten KiBG-Beitragsjahres 2021 zeigte, dass der Mitteleinsatz fur zahlreiche politi-
sche Gemeinden komplex ist. Rund 350'000 Franken der verteilten 5 Mio. Franken wurden dem
Kanton von verschiedenen politischen Gemeinden zurtickerstattet und mit rund 580'000 Franken
wurden von mehreren politischen Gemeinden Ruckstellungen gebildet, um die Restbetrage im
Folgejahr 2022 einzusetzen.? Der Grund fiir die (teilweisen) Riickerstattungen war in den meis-
ten Fallen, dass die Mittel nicht wie geplant eingesetzt werden konnten — z.B. weil ein geplantes
Angebot (noch) nicht oder nur in geringerem Umfang in Betrieb genommen werden konnte. Die
Mittelverwendung wird dadurch erschwert, dass den politischen Gemeinden nicht immer der glei-
che Beitrag zur Verfiigung steht. Der Kantonsbeitrag erhéht oder verringert sich von Jahr zu Jahr
je nachdem, wie hoch die Rickerstattungen des Vorjahrs an den Kanton waren und wie hoch die
auf drei Jahre befristeten Bundesfinanzhilfen ausfallen. Das schrankt auch die Planungssicher-
heit der 6ffentlichen Hand ein.

1.5.3 Aufwandiger Gesuch- und Uberprifungsprozess

Der Gesuchprozess ist fir die politischen Gemeinden mit Aufwand verbunden, da sie beim Kanton
jahrlich ein Gesuch einreichen missen. Beim Kanton entsteht in der Folge Aufwand fiir die Pri-
fung dieser Gesuche. Zudem prift der Kanton nach Art. 6 Abs. 3 KiBG jahrlich bei ausgewahlten
politischen Gemeinden, ob sie ihren Kantonsbeitrag bestimmungsgemass eingesetzt haben. Ist
eine politische Gemeinde Teil dieser Stichprobe, muss sie zusatzliche Belege einreichen.

Exkurs: zusétzlicher Aufwand fur die Finanzhilfen des Bundes

Die auf drei Jahre befristeten Bundesfinanzhilfen (vgl. Abschnitt 1.3) haben den administrativen
Aufwand fur die politischen Gemeinden und den Kanton noch zusatzlich erhoht. Fir die Abrech-
nung der kantonalen Subventionserh6hung mussten die politischen Gemeinden jeweils dem

11
12

www.abstimmungen.sg.ch — Abstimmungen — 2023 — Abstimmung vom 19. November 2023.

Im zweiten Beitragsjahr machten mehrere politische Gemeinden Riickstellungen im Umfang von rund
360'000 Franken, um die Restbetrage im Folgejahr 2023 einzusetzen.
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Kanton melden, wenn sie ihren Kantonsbeitrag im entsprechenden Beitragsjahr nicht vollsténdig
einsetzen konnten. Der Restbetrag musste an den Kanton zurtickerstattet und von den insgesamt
5 Mio. Franken in Abzug gebracht werden. Zur Berechtigung von Bundesfinanzhilfen war jedoch
auch die Angabe der Subventionserh6hungen der politischen Gemeinden selbst nétig. Folglich
mussten alle politischen Gemeinden dem Kanton jeweils detaillierte Finanzkennzahlen liefern,

die der Kanton zunachst plausibilisierte und dann an den Bund weiterleitete. Der Bund nahm an-
schliessend ebenfalls Stichproben vor, was sowohl beim Kanton als auch bei den ausgewéahlten
politischen Gemeinden zu noch mehr Aufwand fihrte.

Bereits erfolgte administrative Vereinfachungen gemass Auftrag des Kantonsrates

Im Rahmen der Beratung des Nachtrags zum KiBG beauftragte der Kantonsrat im Juni 2023 die
Regierung, im Hinblick auf den Il. Nachtrag — bzw. auf die Totalrevision'® — den Aufwand fiir die
politischen Gemeinden und den Kanton auf das notwendige Mass zu beschrénken, den Gesuch-
prozess administrativ zu entlasten und dartber Bericht zu erstatten. Wie im Auftrag des Kantons-
rates gefordert, wurden Vereinfachungen am bestehenden Prozess umgesetzt. So ist das Ge-
suchformular bewusst einfach aufgebaut und beschrénkt sich auf die fiir die Uberpriifung der An-
spruchsberechtigung notwendigen Angaben. Der administrative Aufwand der politischen Gemein-
den und des Kantons, der bei der erstmaligen Anwendung naturgemass etwas héher ausfiel, hat
sich nach und nach vermindert. Mehrere politische Gemeinden haben jeweils ihre Angaben vom
Gesuchformular des Vorjahrs entweder ganz oder teilweise fur das nachste Gesuchformular
Ubertragen kdnnen. Nachdem der Kanton im ersten Beitragsjahr aufgrund der fehlenden Erfah-
rungen mit dem neuen Gesetz noch bei 22 politischen Gemeinden Stichproben durchfiihrte, be-
schrankte sich die Uberprifung der bestimmungsgemaéssen Verwendung des Kantonsbeitrags
im Beitragsjahr 2022 auf lediglich sieben politische Gemeinden, was im Ubrigen auch bei den
weiteren Beitragsjahren als ungeféahre Zielgrosse angedacht ist. Fir das Beitragsjahr 2023 wur-
den bei vier politischen Gemeinden Stichproben durchgefuhrt. Auch die Erhebung der kommuna-
len Finanzkennzahlen fir die Berechnung der Bundesfinanzhilfen wurde bereits ab dem zweiten
Beitragsjahr vereinfacht, indem die politischen Gemeinden die Ausziige aus der Jahresrechnung
grundsatzlich nicht mehr einreichen mussten.

1.5.4 Begrenzter Verteilschlissel unter den politischen Gemeinden

Fur die Berechnung des Kantonsbeitrags je politische Gemeinde ist ihr Anteil an Kindern im Alter
von null bis zwolf Jahren im Verhaltnis zu allen beitragsberechtigten Gemeinden ausschlaggebend.
So ist der Verteilschliissel ohne administrativen Mehraufwand auf der Basis von verfligbaren sta-
tistischen Daten einfach zu berechnen und fokussiert dennoch auf die relevante Zielgruppe. Aller-
dings wurde sowohl bei der Einfiihrung des KiBG als auch beim Nachtrag von verschiedenen
Seiten eine Ungerechtigkeit bzw. Ungleichbehandlung vorgebracht, da der Verteilschliissel die
Anzahl der in den politischen Gemeinden vorhandenen Betreuungspléatze nicht bertcksichtigt und
sich so das Engagement von politischen Gemeinden, welche die familien- und schulergdnzende
Kinderbetreuung selbst schon aktiv fordern, nicht positiv auf die Hohe ihres Kantonsbeitrags aus-
wirkt.

1.5.5 Hohe finanzielle Belastung der Erziehungsberechtigten

Die finanzielle Belastung der Erziehungsberechtigten aufgrund der Drittbetreuungskosten ist im
Kanton St.Gallen nach wie vor hoch. Der letzte Monitoring-Bericht'# zeigt, dass die Erziehungs-
berechtigten im Kanton St.Gallen im Jahr 2020 mit knapp zwei Dritteln den grdssten Anteil der

Bz Beginn der Projektarbeiten wurde von einem Il. Nachtrag ausgegangen. Da das Gesetz umfassend geandert

wird, handelt es sich stattdessen um eine Totalrevision.
www.jugend.sg.ch — Kindertagesbetreuung — Schlussbericht INFRAS 2021. Das nachste Monitoring ist im Jahr
2025 geplant.
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Betriebskosten von Kindertagesstatten finanzierten.*> Die Gemeinden trugen rund 30 Prozent zur
Finanzierung bei, Firmen 5 Prozent sowie weitere Akteurinnen und Akteure 2 Prozent. Das KiBG
wurde erst im Jahr 2021 eingefiihrt, sodass die Mitfinanzierung durch den Kanton in den obigen
Zahlen noch nicht enthalten ist. Es ist davon auszugehen, dass die zunachst 5 Mio. Franken und
seit dem Jahr 2024 10 Mio. Franken klar zur Senkung der Drittbetreuungskosten der Erziehungs-
berechtigten beitragen. Dies belegen auch die Abrechnungen der ersten Beitragsjahre (vgl. Ab-
schnitt 1.2). Wie hoch die Senkung effektiv ist, hangt u.a. davon ab, wie stark sich das Angebot
guantitativ und qualitativ entwickelt und in welchem Umfang die Gemeinden zusétzlich eigene
Mittel einsetzen.

1.5.6 Tiefer Versorgungsgrad und hohe Varianz unter den politischen

Gemeinden

Im Kanton St.Gallen ist der Versorgungsgrad an Kinderbetreuungsplatzen im schweizweiten Ver-
gleich nach wie vor unterdurchschnittlich und die Unterschiede zwischen den politischen Gemein-
den, was die Anzahl Platze betrifft, sind sehr gross. Dies zeigt der erwahnte Monitoring-Bericht
(vgl. Abschnitt 1.4). Die regionale Verteilung der Platze innerhalb des Kantons variiert zwischen
0,1 und 21,7 Prozent. Das heisst, dass in einigen politischen Gemeinden keine Betreuungsplatze
zur Verfugung stehen, wahrend in der politischen Gemeinde mit dem hdchsten Wert fir fast 22
von 100 Kindern ein Platz vorhanden ist.

1.6 Schnittstellen zu anderen Vorlagen

1.6.1 XXV. Nachtrag zum Volksschulgesetz

Der Kantonsrat beauftragte in der Februarsession 2020 mit der Motion «Flachendeckende Be-
treuungsangebote fir Kinder im Volksschulalter» (42.19.37) die Regierung, einen Gesetzes-
entwurf mit einer Angebotspflicht der Schultrager fir eine bedarfsgerechte schulergdnzende Be-
treuung vorzulegen. Mit dem XXV. Nachtrag zum Volksschulgesetz (22.22.08) erfillte die Regie-
rung diesen Auftrag. Nachdem der Kantonsrat die Vorlage in der Novembersession 2022 in der
Schlussabstimmung bestétigte, trat die Gesetzesdnderung auf den 12. August 2024 in Vollzug.
Damit missen die Schultréager fur Schulkinder ab Eintritt in den Kindergarten bis zum Ende der
Primarschule bedarfsgerecht eine schulergédnzende Betreuung anbieten. Das Angebot umfasst
wenigstens die Zeitspanne von Montag bis Freitag von 7 Uhr bis 18 Uhr in den Schulwochen
sowie in acht Wochen der Schulferien.

In der konkreten Umsetzung des XXV. Nachtrags zum Volksschulgesetz stellte sich die Frage nach
der Zusténdigkeit fur Kinder aus Sonderschulen. Der Kantonsrat beauftragte die Regierung am
28. November 2023 im Rahmen der Beratung des Budgets 2024, in den Leistungsvereinbarungen
mit den anerkannten privaten Sonderschulen ein bedarfsgerechtes Angebot an schulerganzenden
Tagesstrukturen zu vereinbaren und darin eine fur die Sonderschulen kostendeckende Finanzie-
rung zu verankern. Der Kantonsrat beschloss in der Sommersession 2024 einen Nachtragskredit
von 1,25 Mio. Franken fiir die Finanzierung der entsprechenden Kosten im Jahr 2024 (33.24.02),
die finanziellen Mittel ab 2025 werden in den ordentlichen Budgetprozess eingeplant. Diese Re-
gelung wird unabhéngig von der vorliegenden Totalrevision so bestehen bleiben.

15 Bei Kindertagesstatten (private Tragerschaften) mit Einheitstarifen halt sich die Bandbreite der Tarife im Rahmen:
Fir die Betreuung von Kindern unter 18 Monaten werden den Erziehungsberechtigten wenigstens Fr. 100.— und
héchstens Fr. 150.— je Betreuungstag verrechnet — bei einem durchschnittlichen Tarif von Fr. 120.—. Bei Kindern
ab 18 Monaten sind es wenigstens Fr. 90.— und héchstens Fr. 120.— bei einem durchschnittlichen Tarif von Fr. 101.—.
Bei Kindertagesstatten mit einkommensabhéangigen Tarifen variieren die Drittbetreuungskosten der Erziehungs-
berechtigten starker.
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1.6.2 Erledigung parlamentarische Auftrage im Bereich der Frihen

Foérderung
Im Projekt «Erledigung parlamentarische Auftrage im Bereich der Frihen Forderung (EPAFF)»
werden sieben Auftrage des Kantonsrates im Bereich der Friihen Forderung erledigt. Neben
einem Bericht zur Férderung von sprachlichen und sozialen Kompetenzen in den ersten Lebens-
jahren wird der Entwurf einer gesetzlichen Grundlage fir eine Angebotspflicht der politischen
Gemeinden im Bereich der Frilhen Forderung erarbeitet. Zu diesen Angeboten zahlen u.a. dieje-
nigen im Bereich der familienergéanzenden Kinderbetreuung. Die Sammelvorlage EPAFF befand
sich bis Mitte 2024 in der Vernehmlassung, die aktuell ausgewertet wird.

1.6.3 Familienbericht

Auch der Bericht «Grundlagen der Familienpolitik im Kanton St.Gallen» (40.23.05) weist Bezlige
zur vorliegenden Totalrevision auf. So untersucht der Bericht die Situation von Familien im Kan-
ton St.Gallen in verschiedenen Themenbereichen, zu denen auch der Bereich der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf z&hlt. Der Bericht kommt zum Schluss, dass das Entwicklungspotenzial im
Bereich der Vereinbarkeit auf politischer Ebene erkannt ist und angegangen wird. Dabei wird u.a.
auch auf die Arbeiten im Rahmen der vorliegenden Totalrevision verwiesen, da damit der chancen-
gerechte Zugang zu Kinderbetreuungsangeboten ermoglicht werden soll. Im Herbst 2024 verab-
schiedete die Regierung den Projektauftrag zur Erarbeitung einer ganzheitlichen Familienstrate-

gie.

1.6.4 Revision des Gesetzes Uber die soziale Sicherung und Integration von

Menschen mit Behinderung
Anfang 2022 verabschiedete die Regierung den Projektauftrag «Revision des Gesetzes uber die

soziale Sicherung und Integration von Menschen mit Behinderung (neues Finanzierungsmodell)».

In einem von vier Teilprojekten wird untersucht, welches der Bedarf an familienergdnzender Kin-
derbetreuung von Kindern mit Behinderung im Kanton St.Gallen ist, ob ein bedarfsgerechtes
Angebot besteht und wie die Finanzierungsmechanismen ausgestaltet sind bzw. wo ndétig ver-
bessert werden kénnen. Die Regierung hat die Gesamtvorlage im Herbst 2024 in die Vernehm-
lassung geschickt.

2 Losungsvarianten und Vorgehen

Aufgrund dieser Ausgangslage ist es angezeigt, die Art der kantonalen Férderung und Finanzie-
rung anzupassen. Bereits bei der Einfihrung des KiBG wurden verschiedene Lésungsvarianten
geprift, die in der damaligen Botschaft dargelegt wurden (22.19.17). Die Regierung stellte darin
z.B. fest, dass ein Systemwechsel hin zur Vereinheitlichung des Gesamtsystems im Kanton kiinf-
tig eine geeignete Alternative darstellen konnte (vgl. Abschnitt 7.4.4 der Botschaft). In der Bot-
schaft zum Nachtrag zum KiBG (22.23.01) hielt die Regierung bereits fest, dass sie bei der For-
derung und Finanzierung eine starkere Subjektorientierung anstrebt. Gemass Projektauftrag der
Regierung soll das neue System das in Abschnitt 1.5 aufgezeigte Verbesserungspotenzial aus-
schopfen und die folgenden Projektziele erreichen:

Das neue System:

— gewabhrleistet einen gleichmassigeren Zugang zu den Betreuungsangeboten, indem die bis-
herigen Unterschiede bei den kommunalen Férdersystemen verringert werden;

— federt die hohe finanzielle Belastung der Erziehungsberechtigten ab;

— ermdglicht eine im Vergleich zum bisherigen Prozess effizientere administrative Umsetzung
fur die politischen Gemeinden, die Erziehungsberechtigten, die Betreuungseinrichtungen und
den Kanton;

— bietet den politischen Gemeinden weiterhin Spielraum, um auf drtliche Besonderheiten ein-
gehen zu kénnen;
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— erhoht den Versorgungsgrad im Kanton und verringert die Varianz unter den politischen
Gemeinden;

— schafft einen angemessenen Finanzierungsschlissel, der von und unter den beteiligten
Akteurinnen und Akteuren austariert ist;

— bindet allfallige Bundesfinanzhilfen so ein, dass die Umsetzung im Vergleich zum bisherigen
Prozess effizienter ist.

Im Projektausschuss der Totalrevision waren das Departement des Innern und das Bildungs-
departement sowie die Gemeinden (Verband St.Galler Gemeindeprasidien [VSGP] und Verband
St.Galler Volksschultrager [SGV]) vertreten. Im Projektteam wirkte neben den beiden genannten
Departementen zudem das Finanzdepartement mit. Als Begleitgruppe fungierte der vom Departe-
ment des Innern koordinierte «Runde Tisch Vereinbarkeit»'6, im Rahmen dessen laufend auch
weitere Massnahmen zur Forderung der Vereinbarkeit diskutiert werden (z.B. Arbeitszeitmodelle
auf Ebene der Unternehmen oder auch regionale Lésungen bei der Foérderung).

Die Projektarbeiten fanden mdoglichst ergebnisoffen statt. Zunéchst wurde eine externe Studie zur
Analyse und Bewertung kantonaler Systeme der familien- und schulergénzenden Kinderbetreuung
in Auftrag gegeben (nachfolgend Ecoplan-Studie genannt).1” Auf dieser Grundlage entwickelten
die Projektorganisation und die Regierung unter Einbezug der Begleitgruppe ein fir den Kanton
St.Gallen passendes Forder- und Finanzierungssystem. Die Umsetzbarkeit und die Effektivitat
des entwickelten Modells wurden in einem weiteren Schritt extern tberprift (nachfolgend INFRAS-
Gutachten genannt).'8 Das INFRAS-Gutachten erachtete das Modellkonzept als grundsatzlich
zielfiihrend und gab inhaltliche Inputs, die in das nun vorliegende neue St.Galler System einge-
flossen sind.

3 Das neue St.Galler Férder- und Finanzierungssystem
Im Folgenden werden die Grundziige des neuen St.Galler Forder- und Finanzierungssystems
entlang der relevanten Eckwerte beschrieben.

3.1 Subjektorientierte Forderung

Der Kanton St.Gallen richtet Vergunstigungen fiir Erziehungsberechtigte aus, die familien- oder
schulergdnzende Kinderbetreuung nutzen. Das neue St.Galler System basiert — wie im INFRAS-
Gutachten empfohlen — auf der indirekten Subjektfinanzierung, d.h. der Geldfluss erfolgt von der
offentlichen Hand an die Betreuungseinrichtung und diese zieht auf der Monatsrechnung der Er-
ziehungsberechtigten die individuelle Vergiinstigung ab. Diese Form der Finanzierung zeichnet
sich dadurch aus, dass die effiziente Mittelverwendung fur die Kinderbetreuung sichergestellt ist
und das Geld direkt dorthin fliesst, wo letztendlich die Betreuungskosten beglichen werden miis-
sen. Auf die alternative Form der direkten Subjektfinanzierung — also die Auszahlung der individu-
ellen Vergunstigungen direkt an die Erziehungsberechtigten — wird verzichtet. Damit kann verhin-
dert werden, dass es bei Betreuungseinrichtungen zu Zahlungsverziigen von Erziehungsberech-
tigten kommt, die Vergunstigungen zweckentfremdet werden oder die Erziehungsberechtigten in

16 Dem «Runden Tisch Vereinbarkeit» gehoren die folgenden Teilnehmenden an: Verband St.Galler Gemeinde-

prasidien (VSGP), Verband St.Galler Volksschultrager (SGV), Frauenzentrale St.Gallen, Industrie- und Handels-
kammer St.Gallen-Appenzell (IHK), Kantonaler Gewerbeverband St.Gallen (KGV), Kantonaler Gewerkschaftsbund
St.Gallen (SGB), Pro Familia Ostschweiz sowie das Amt fiir Soziales und das Amt fiir Volksschule. Fir die Total-
revision des KiBG wurde zudem der Verband Kinderbetreuung Schweiz (Kibesuisse) miteinbezogen.
www.soziales.sg.ch/kibg — Schlussbericht Ecoplan 2023.

18 www.soziales.sg.ch/kibg — Gutachten INFRAS 2023.
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erhebliche Vorleistung gehen missen.'® Diese Alternative héatte zwar den Vorteil, dass die Be-
treuungseinrichtungen keine Einblicke in die finanziellen Verhéltnisse der Erziehungsberechtig-
ten erhalten.?? Allerdings wére der administrative Aufwand fur die staatliche Vollzugsstelle — ent-
gegen dem Auftrag des Kantonsrates — héher, da die Auszahlungen mit den mehreren Tausend
Erziehungsberechtigten statt lediglich mit den Betreuungseinrichtungen abgewickelt werden
mussten. Im Vergleich zur Objektfinanzierung (z.B. eine jahrliche Pauschale oder ein leistungs-
abhangiger Betrag der 6ffentlichen Hand an eine Betreuungseinrichtung) haben gemass Eco-
plan-Studie sowohl die direkte als auch die indirekte Subjektfinanzierung den Vorteil, dass die
Chancengerechtigkeit aus Sicht der Erziehungsberechtigten sehr hoch ist.

3.2 Anspruchsberechtigung

Um eine Verglnstigung zu erhalten, missen Erziehungsberechtigte folgende drei Voraussetzun-

gen erfillen:

1. Die Erziehungsberechtigten missen Wohnsitz im Kanton St.Gallen haben.

2. Die Erziehungsberechtigten missen ein anerkanntes familien- oder schulerganzendes Kinder-
betreuungsangebot einer Betreuungseinrichtung nutzen, die fir das St.Galler Vergiinstigungs-
system angemeldet ist.

3. Die Erziehungsberechtigten missen wenigstens mit einem Pensum von 20 Prozent — bzw.
120 Prozent in einem gemeinsamen Haushalt — erwerbstétig sein.

Auf ein Mindestbeschaftigungspensum wird — trotz den Bedenken gemass INFRAS-Gutachten?!

— abgestellt, da eine wesentliche Zielsetzung der staatlichen Unterstiitzung von familien- oder

schulergéanzender Kinderbetreuung darin besteht, dass damit die Vereinbarkeit von Familie

und Beruf sowie die Erwerbstatigkeit der Erziehungsberechtigten gefordert wird. Da ein Mindest-

beschéftigungspensum als Voraussetzung nicht fir alle Konstellationen sachgerecht ist, missen

allerdings einzelfallweise Ausnahmen maoglich sein. So kann z.B. in den folgenden Fallen die Nut-

zung der familien- oder schulergdnzenden Kinderbetreuung — unabhangig vom Beschéftigungs-

pensum — erforderlich oder sinnvoll sein:

— berufliche Integration der Erziehungsberechtigten: u.a. Stellensuche, Aus- und Weiterbildung;

— soziale Indikation: u.a. gesundheitliche Beeintrachtigung der Erziehungsberechtigten, familiare
Schwierigkeiten, Uberforderung der Erziehungsberechtigten, Entwicklungsschwierigkeiten bzw.
Verhaltensauffalligkeiten (z.B. mittels Verfigung der Kindes- und Erwachsenenschutzbehorde
zugewiesene Falle);

— sprachliche Indikation: u.a. Sprachfoérderung, Integration auslandischer Staatsangehoériger.

Entsprechend kann die administrative Vollzugsstelle (politische Gemeinde) in begrindeten
Ausnahmeféllen Erziehungsberechtigte von der Voraussetzung eines Mindestbeschéftigungs-
pensums entbinden.

19 Im INFRAS-Gutachten wird explizit darauf hingewiesen, dass die direkte Subjektfinanzierung auch aus Sicht der

Erziehungsberechtigten einen gewichtigen Nachteil hat: Da die Erziehungsberechtigten in diesem Fall eine Voll-
kostenrechnung der Betreuungseinrichtung erhalten, miissen sie die Drittbetreuungskosten zunachst vollumfang-
lich vorfinanzieren und erhalten die staatliche Vergiinstigung erst im Nachhinein. Dies kann je nach finanzieller
Situation der Erziehungsberechtigten prekar sein.

Bei einkommensabhéngigen Tarifen liegt es heute teilweise an den Betreuungseinrichtungen selbst, die Belege
der Einkommenssituation der Erziehungsberechtigten zu priifen. Dies kann durch das neue St.Galler Vergiinsti-
gungssystem korrigiert werden. Bei einer indirekten Subjektfinanzierung sehen die Betreuungseinrichtungen zwar
die Hohe der individuellen Vergiinstigung, die anhand des Einkommens der Erziehungsberechtigten berechnet
wird, aber nicht direkt die konkreten Einkommensverhéltnisse.

Das INFRAS-Gutachten empfiehlt, auf die Einfihrung eines Mindestbeschaftigungspensums als Anspruchs-
voraussetzung zu verzichten. Die Wahrscheinlichkeit sei gering, dass Erziehungsberechtigte Kinderbetreuung
und damit Vergunstigungen in Anspruch nehmen, ohne einer Erwerbstatigkeit nachzugehen, zumal die Dritt-
betreuungskosten trotz staatlicher Mitfinanzierung nach wie vor hoch seien. Zudem werde die Chancengerechtig-
keit der Erziehungsberechtigten eingeschrankt und es steige der administrative Aufwand sowohl der Erziehungs-
berechtigten als auch der staatlichen Vollzugsstellen.
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Selbstdeklaration des Beschaftigungspensums

Ob die Voraussetzung des Mindestbeschéaftigungspensums erflillt ist, geben die Erziehungs-
berechtigten mittels Selbstdeklaration an. Die von den Erziehungsberechtigten deklarierten
Beschaftigungspensen werden von der staatlichen Vollzugsstelle im Grundsatz lediglich zur
Kenntnis genommen und nicht Uberpriift — es sei denn, es besteht ein Verdacht auf eine falsche
Selbstdeklaration. Der Grund fiir den Verzicht einer flachendeckenden Uberpriifung ist der hohe
administrative Aufwand, den dies nach sich ziehen wiirde. Denn es besteht keine Pflicht der
Arbeitgebenden, den Beschaftigungsgrad in den Lohnausweisen aufzufiihren, und der Beschaf-
tigungsgrad kann auch nicht anhand verfigbarer Daten, inshesondere der Steuerbehdrden, er-
mittelt werden. Folglich ist die Uberpriifung des im Gesuch deklarierten Pensums aufwéndig und
musste bei jedem Fall einzeln mit zuséatzlichen Unterlagen wie Arbeitsvertragen, Bestatigungen
der Arbeitgebenden oder sonstigen Nachweisen erfolgen, was z.B. bei selbsténdig Erwerbenden

oder

Personen in atypischen Arbeitsverhéaltnissen besonders schwierig ist. Mit dem Verzicht auf

die einzelfallweise Uberpriifung des deklarierten Beschaftigungspensums wird dariiber hinaus

dem

Auftrag des Kantonsrates, den Aufwand fiir die politischen Gemeinden und den Kanton auf

das notwendige Mass zu beschranken, Rechnung getragen.??

Fir den Fall, dass Erziehungsberechtigte das vorausgesetzte Mindestbeschaftigungspensum
nicht erflllen und dennoch Verginstigungen erhalten haben, besteht eine Rickerstattungspflicht

(vgl.

Im U

Bemerkungen zur Rickerstattungspflicht [Art. 13] in Abschnitt 6).

brigen haben die politischen Gemeinden generell die Moglichkeit, die Kinderbetreuung auch

neben ihrer Beteiligung am neuen St.Galler System zu férdern, d.h. sie kénnen auch anderweitige
finanzielle Unterstiitzungen ausrichten (vgl. Abschnitt 3.8). Sie kénnen folglich auch Erziehungs-
berechtigte mit Vergiinstigungen unterstiitzen, die das vorausgesetzte Mindestbeschéaftigungs-
pensum nicht erfillen. Allerdings fallt dafur die kantonale Mitfinanzierung weg und die politische

Gem

3.3

einde muss die Vergtinstigung vollumfanglich selbst finanzieren.

Verwendungsbereiche und -zwecke

3.3.1  Familien- und schulerganzende Kinderbetreuung

Das neue St.Galler System fordert wie bisher die Nutzung von familien- und schulergéanzenden
Kinderbetreuungsangeboten, die regelmassig und institutionell erfolgen (vgl. Tabelle 7). Dies sind
im familienerganzenden Bereich namentlich Kindertagesstatten und organisierte Tagesfamilien.
Im Bereich der schulerganzenden Betreuung sind es Horte, schulische Tagesbetreuung, Mittags-
tische und ebenfalls organisierte Tagesfamilien (die in beiden Bereichen téatig sind).

regelmassige punktuelle dauerhafte

Betreuung Betreuung Betreuung
institutio- familienergéanzende schulerganzende Betreuung: Spielgruppen23, Pflegefamilien,
nelle Betreuung: Horte, schulische Tagesbetreu-  aufgabenhilfe Einrichtungen
Betreuung Kindertagesstéatten und ung, Mittagstische und organi-  pzw. -begleitung fir Kinder und

organisierte Tagesfamilien sierte Tagesfamilien Jugendliche
nicht-institu- freischaffende Tagesfamilien, Nannys, Au-pairs, Grosseltern und andere Verwandte oder Bekannte
tionelle usw.
Betreuung

Tabelle 7: Einordnung der verschiedenen Betreuungsformen

22

23

In Ubereinstimmung damit fiihrt die Regierung auch in ihrer Antwort vom 16. Januar 2024 auf die Interpellation
41.23.92 «Individuelle Pramienverbilligungen: Subventionieren wir freiwilligen Erwerbsverzicht?» aus, dass bei
einer allfalligen Beriicksichtigung des Beschaftigungspensums u.a. von einem massiv hoheren Aufwand sowie
deutlich langeren Verarbeitungszeiten auszugehen ware.

Die Auslegung orientiert sich an der Typologie der Betreuungsformen des Bundesamtes fir Statistik: Das Angebot
der Spielgruppen wird u.a. wegen der kurzen Betreuungsdauer nicht als familienergdnzende Betreuungsart einge-
stuft, sondern eher als Form der soziokulturellen Animation betrachtet.
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3.3.2 Ausserkommunale und ausserkantonale Kinderbetreuungsangebote
Erziehungsberechtigte méchten die verschiedenen Kinderbetreuungsangebote maglichst flexibel
nutzen kénnen. Mit Blick auf eine gute Vereinbarkeit kann sich im konkreten Fall z.B. eine Kin-
dertagesstatte am Arbeitsort besser eignen als die Kindertagesstatte in der eigenen Wohnsitz-
gemeinde. In diesem Sinn ist das neue St.Galler System — wie in der Ecoplan-Studie empfohlen
— auch offen fir die Nutzung von Kinderbetreuungsangeboten ausserhalb der eigenen Wohnsitz-
gemeinde sowie ausserhalb des Kantons St.Gallen (jedoch nicht fiir Angebote im Ausland). Die
politischen Gemeinden und der Kanton férdern damit nicht in erster Linie die Angebote aus-
serhalb des Gemeindegebiets bzw. des Kantonsgebiets, sondern sie unterstiitzen die eigene
Bevdlkerung, die ein solches Angebot nutzt. Diese Forder- und Finanzierungspraxis wird bereits
heute von einigen politischen Gemeinden im Kanton St.Gallen so umgesetzt und nun mit dem
neuen St.Galler System vereinheitlicht.

Zur mengenmassigen Einschatzung dieser Thematik kénnen die Zahlen der Kindertagesstatten
im Kanton St.Gallen geméss dem letzten Monitoring-Bericht?* herangezogen werden. Kinder,
die eine Kindertagesstatte in ihrer eigenen politischen Gemeinde besuchen, machten im Jahr
2021 84 Prozent aller Kinder in einer Kindertagesstatte aus. 13 Prozent der Kinder kamen aus
einer anderen politischen Gemeinde im Kanton St.Gallen und 3 Prozent der Kinder hatten ihren
Wohnort ausserhalb des Kantons. Verschiebungen dieser Anteile im Sinn von Abwanderungen
zu ausserkommunalen Angeboten dirften sich voraussichtlich im Rahmen halten. Hinzu kommt,
dass die dadurch in der Wohnsitzgemeinde freigewordenen Betreuungsplétze aufgrund des aus-
gewiesenen Platzmangels im Normalfall schnell wieder vergeben werden kénnen.

3.4 Berechnung und Umfang der Vergunstigung

Die H6he der individuellen Verglnstigung ist — wie auch in der Ecoplan-Studie empfohlen — an
die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der Erziehungsberechtigten geknipft. Dies entspricht z.B.
dem Vorgehen mit dem sogenannten massgebenden Einkommen bei den individuellen Pramien-
verbilligungen (IPV)?5. Mit zunehmendem Einkommen und Vermogen nimmt die Hohe der Ver-
gunstigung ab. Damit erfolgt ein sozialpolitischer Ausgleich und die staatlichen Verglnstigungen
kommen dort an, wo sie am meisten bendtigt werden. Aus demselben Grund besteht beim Ver-
gunstigungsanspruch eine Obergrenze. Erziehungsberechtigte, deren massgebendes Einkom-
men — einschliesslich Beriicksichtigung des Vermoégens — tUber der Obergrenze liegt, erhalten
keine Verglnstigungen.

Die Berechnung der individuellen, einkommensabhéngigen Vergiunstigung erfolgt nach einem
linearen Modell. Im Unterschied zu Abstufungen nach Einkommensklassen kdnnen mit einer li-
nearen Berechnung gewisse Schwelleneffekte verhindert werden. Im INFRAS-Gutachten wird
ein Berechnungsmodell empfohlen, in dem die Vergiinstigungen nicht prozentual von staatlich
definierten Normkosten, sondern von einem staatlich definierten maximalen Vergunstigungs-
betrag abhéngig sind. Ein fir den Kanton St.Gallen denkbarer Ansatz ist z.B. das Berechnungs-
modell der Stadt Solothurn?® (vgl. Tabelle 8):

24 www.jugend.sg.ch — Kindertagesbetreuung — Schlussbericht INFRAS 2021. Das nachste Monitoring ist im Jahr

2025 geplant.

Art. 12 ff. der Verordnung zum Einfiihrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung tber die Krankenversicherung

(sGS 331.111).

Reglement lber die Subventionierung der familienerganzenden Kinderbetreuung der Stadt Solothurn und Verord-
nung zum Reglement (iber die Subventionierung der familienerganzenden Kinderbetreuung der Stadt Solothurn
vom 21. Dezember 2021.

25
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Formel zur Berechnung der Verglnstigung Legende
der Stadt Solothurn

\ Vergiinstigung je Betreuungseinheit
MaxV MaxV  maximale Vergunstigung je Betreuungseinheit
ax . - .
V=— X (ME — MinmE) + MaxV MinmE minimales massgebendes Einkommen
MinmE — MaxmE . .
MaxmE maximales massgebendes Einkommen
ME massgebendes Einkommen

Die Stadt Solothurn?” hat auf Verordnungsebene fir die einzelnen Parameter die folgenden
Werte festgelegt:

Parameter Werte der Stadt Solothurn

maximale Verglnstigung fur Kinder unter 18 Monaten Fr. 140.— je Kind und Tag in Kindertagesstatten
Fr. 14.— je Betreuungsstunde in Tagesfamilien

maximale Verglnstigung fur Kinder Giber 18 Monaten Fr.  95.— jeKind und Tag in Kindertagesstatten
Fr.  9.50 je Betreuungsstunde in Tagesfamilien

maximale Verglnstigung fir eingeschulte Kinder Fr. 7.— je Betreuungsstunde in Tagesfamilien

minimales massgebendes Einkommen — Erziehungsberechtigte mit einem massgebenden
Einkommen bis Fr. 40'000.— erhalten die maximale
Verglinstigung

maximales massgebendes Einkommen (Einkommens- — Erziehungsberechtigte mit einem massgebenden

obergrenze) Einkommen Uber Fr. 160'000.— erhalten keine
Verglinstigung

Beispiele

Fir die Betreuung eines Kindes tiber 18 Monaten wahrend eines Tages in einer Kindertagesstétte erhalten Erzie-
hungsberechtigte mit einem massgebenden Einkommen von Fr. 100'000.- in der Stadt Solothurn eine Vergunsti-
gung von Fr. 47.50.
V= Maxy X (ME — MinmE) + MaxV = %
= MinmE — MaxmE i = 40'000 — 160000

x (100000 — 40'000) + 95 = 47.50

Fir die Betreuung eines eingeschulten Kindes wahrend eines halben Tages (5 Betreuungsstunden) in einer Ta-
gesfamilie erhalten Erziehungsberechtigte mit einem massgebenden Einkommen von Fr. 100'000.- in der Stadt
Solothurn eine Vergiinstigung von Fr. 17.50 (5 Betreuungsstunden zu Fr. 3.50).

MaxV 7

= X — [ = X ! — ! = 3.
|4 MinmE — MaxmE (ME — MinmE) + MaxV 20000 —160'000 (100°000 — 40'000) + 7 = 3.50

Tabelle 8: Berechnungsmodell der Stadt Solothurn

Da die Betreuung von kleineren Kindern einen héheren Personalaufwand erfordert und diese Be-
treuungsplatze daher teurer sind, unterscheiden sich die Ansatze der Verginstigungen je nach
Altersgruppe des Kindes.

Das detaillierte Berechnungsmodell des Kantons St.Gallen einschliesslich der Werte der einzel-
nen Parameter wird die Regierung in der ausfihrenden Verordnung festlegen. Dies entspricht
dem Vorgehen der Stadt Solothurn. Auch die Kantone Appenzell Ausserrhoden und Graubinden
setzen dies ahnlich um.?® Damit kann sichergestellt werden, dass die Regierung bei Bedarf zeit-
nah auf Preis- und Kostenentwicklungen (vgl. auch Abschnitt 3.5.3) reagieren und die Werte der
einzelnen Parameter anpassen kann.

21 Das Berechnungsmodell der Stadt Solothurn bezieht sich nur auf die familienergédnzende Kinderbetreuung, so-

dass in dieser Veranschaulichung keine Werte zur schulerganzenden Kinderbetreuung enthalten sind.
Der Kanton Appenzell Ausserrhoden hat auf Gesetzesebene lediglich die Grundziige des Berechnungsmodells
sowie die Einkommensobergrenze (Fr. 100'000.-) definiert. Das entsprechende Gesetz des Kantons Graubiinden
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3.5 Finanzierung und Kostentragung

Gemass Empfehlung 11 der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren
(SODK) / Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektorinnen und -direktoren (EDK)?° soll die
Finanzierung der Kinderbetreuung nebst den Elternbeitragen als gemeinsame Aufgabe von
Bund, Kantonen und Gemeinden sowie allfélligen Dritten wahrgenommen werden. Die Kantone
sollen priifen, inwiefern die Wirtschaft in die Finanzierung eingebunden werden kann. Durch die
Mitfinanzierung des Kantons und der politischen Gemeinden wird eine gewisse finanzielle Ba-
lance zwischen den Staatsebenen erreicht. Einige Kantone (z.B. Appenzell Ausserrhoden und
Graubiinden) haben ihr Finanzierungssystem so ausgestaltet, dass sich der Kanton und die poli-
tischen Gemeinden je zur Halfte an den Verglinstigungskosten der Kinderbetreuung beteiligen.
Die Ecoplan-Studie verweist darauf, dass ein «50/50-Verteilschliissel» nicht die einzige Lésung
ist und der Verteilschlissel fair zwischen den beiden Staatsebenen ausgemacht werden soll.

3.5.1 Kanton St.Gallen

Mit dem Nachtrag zum KiBG wurden die finanziellen Mittel des Kantons fir die Férderung der
familien- und schulergdnzenden Kinderbetreuung per Anfang 2024 auf 10 Mio. Franken erhoht.
Diese kantonalen Mittel werden dementsprechend vollumfanglich dem neuen Verglnstigungs-
system zugefiihrt. Die Hohe der Verglnstigung (vgl. Abschnitt 3.4) wird folglich so festgelegt,
dass der Anteil des Kantons die zur Verfligung stehenden finanziellen Mittel von 10 Mio. Fran-
ken nicht Ubersteigt.

3.5.2 Politische Gemeinden im Kanton St.Gallen

Gemass den Erhebungen der kommunalen Finanzkennzahlen haben im Jahr 2022 die politi-
schen Gemeinden im Kanton St.Gallen insgesamt 44,1 Mio. Franken fur die Forderung der Kin-
derbetreuung aufgewendet: 21,8 Mio. Franken fir Kindertagesstatten, 1,5 Mio. Franken far
Tagesfamilien und 20,8 Mio. Franken fir die schulergédnzende Kinderbetreuung (vgl. Tabelle 9).
In diesen drei Verwendungsbereichen unterstitzten die politischen Gemeinden Betreuungs-
einrichtungen finanziell mit insgesamt 38,7 Mio. Franken. Die politischen Gemeinden richteten
1,2 Mio. Franken als Beitrage an Erziehungsberechtigte aus und stellten den Einrichtungen Infra-
struktur im Wert von 4,2 Mio. Franken kostenlos bereit.

schulerganzende

Kindertagesstatten Tagesfamilien Kinderbetreuung
Beitrage an Erziehungsberechtigte 1,0 Mio. Franken 0,2 Mio. Franken 0,0 Mio. Franken
ggm[;;g ;Lrj]rgr?ﬁgﬁliggzhtungen oder 20,3 Mio. Franken 1,3 Mio. Franken 17,1 Mio. Franken
kostenlose Bereitstellung von Infrastruktur 0,5 Mio. Franken 0,0 Mio. Franken 3,7 Mio. Franken
Total 21,8 Mio. Franken 1,5 Mio. Franken 20,8 Mio. Franken

Tabelle 9: kommunale Aufwande zur Férderung der Kinderbetreuung im Jahr 2022

Mit Blick auf die Zahlen aus den Jahren 2020 und 2021 erhdhten sich die kommunalen Ausgaben
fur Kindertagesstatten jahrlich um Uber 1 Mio. Franken und diejenigen fir die schulerganzende
Kinderbetreuung stiegen im Vergleich zum Jahr 2021 um Uber 2 Mio. Franken (vgl. Abbildung 1).
Zudem zeigen die ebenfalls erhobenen (noch provisorischen) kommunalen Abrechnungs- bzw.
Budgetzahlen, dass sich dieser Trend auch im Jahr 2023 und in den Folgejahren fortsetzt — u.a.
aufgrund der mit dem XXV. Nachtrag zum Volksschulgesetz eingefiihrten Angebotspflicht der
Schultrager fir eine bedarfsgerechte schulergénzende Betreuung (vgl. Abschnitt 1.6.1).

enthalt lediglich Bandbreiten (z.B. Einkommensobergrenze zwischen Fr. 130'000.— und Fr. 150'000.-), wahrend
die Regierung die genaue Ausgestaltung auf Verordnungsebene vornimmt.

Empfehlungen der SODK und der EDK zur Qualitat und Finanzierung der familien- und schulerganzenden Kinder-
betreuung vom 17. November 2022, abrufbar unter www.sodk.ch — Dokumentation — Empfehlungen.
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B Kindertagesstatten Tagesfamilien  mschulergdnzende Kinderbetreuung

Abbildung 1: kommunale Aufwénde zur Férderung der Kinderbetreuung im Kanton St.Gallen®°

3.5.3 Kostenaufteilung zwischen den beiden Staatsebenen

Mit Blick auf den Umfang der bestehenden Mitfinanzierung des Kantons St.Gallen (vgl. Abschnitt
3.5.1) und der politischen Gemeinden (vgl. Abschnitt 3.5.2) setzte sich die Finanzierung im Jahr
2022 im familien- und schulergdnzenden Bereich wie folgt zusammen: 10 Mio. Franken werden
durch den Kanton finanziert und 44,1 Mio. Franken durch die politischen Gemeinden — bei einem
Gesamtvolumen von rund 54 Mio. Franken. Wenn auf der Seite der politischen Gemeinden ledig-
lich die Beitrdge an Erziehungsberechtigte sowie die Aufwande fiir eigene Einrichtungen bzw.
Beitrage an Einrichtungen in die Berechnung miteinbezogen werden (also ohne die kostenlose
Bereitstellung von Infrastruktur), setzt sich die Finanzierung (Stand: Jahr 2022) aus 10 Mio. Fran-
ken durch den Kanton und 39,9 Mio. Franken durch die politischen Gemeinden zusammen — bei
einem Gesamtvolumen von rund 50 Mio. Franken.

Wie bisher erfolgt die Finanzierung auch im neuen St.Galler System sowohl durch den Kanton
als auch durch die politischen Gemeinden. Neben den 10 Mio. Franken des Kantons werden we-
nigstens 10 Mio. Franken der politischen Gemeinden dem einheitlichen Vergiinstigungssystem
zugefiihrt. Damit wird das Prinzip der fiskalischen Aquivalenz beriicksichtigt, wonach jene Staats-
ebene Uber Leistungen bestimmen kann, welche die Kosten dieser Leistungen tragt.

Diese insgesamt 20 Mio. Franken im St.Galler System sind allerdings als Mindestumfang konzi-
piert. Denn mit Blick auf den aktuellen Umfang der bestehenden Mitfinanzierung der politischen
Gemeinden (rund 40 Mio. Franken) fliesst davon nur ein Viertel verpflichtend in das neue Ver-
gunstigungssystem. Bei den restlichen drei Vierteln der bestehenden kommunalen Aufwande
(rund 30 Mio. Franken) wird daher explizit erwartet, dass diese nicht gesenkt, sondern weiterhin
wenigstens im gleichen Umfang fur die Férderung der familien- und schulergéanzenden Kinder-
betreuung eingesetzt werden (vgl. Tabelle 10). Dies kann sowohl innerhalb als auch ausserhalb
des neuen St.Galler Systems erfolgen (vgl. Abschnitt 3.8).

30 Die kommunalen Finanzkennzahlen des Jahrs 2023 (Stand: Januar 2025) sind durch den Bund (zwecks Finanz-

hilfen) noch nicht abschliessend plausibilisiert und daher als provisorisch zu betrachten.
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politische

Kanton Gemeinden Total
Mindestumfang des Vergiinstigungssystems 10 Mio. Franken 10 Mio. Franken 20 Mio. Franken
weitere kommunale Férderung innerhalb oder
ausserhalb des Vergunstigungssystems (basie- = 30 Mio. Franken = 30 Mio. Franken
rend auf dem Finanzumfang im Jahr 2022)
Total 10 Mio. Franken 2 40 Mio. Franken 2 50 Mio. Franken

Tabelle 10: Finanzumfang des Vergunstigungssystems und der weiteren kommunalen Férderung

Da die Hohe der effektiven Kosten von der konkreten Nutzung der Angebote und der Vergunsti-
gungen durch die Erziehungsberechtigten (sowie von deren finanziellen Verhéltnissen) abhangt,
ist eine Punktlandung bei den 20 Mio. Franken je Jahr — insbesondere in den ersten Jahren —
schwierig. Die Ecoplan-Studie empfiehlt daher einen Mechanismus, um reagieren zu kdnnen,
wenn der Finanzbedarf grosser als budgetiert ist. Die folgenden Mechanismen kommen im neuen
St.Galler System zur Anwendung:

— Mehraufwand: Falls sich (z.B. in den ersten beiden Jahren seit der Einfilhrung des Vergunsti-
gungssystems) ein Mehraufwand abzeichnet, entspricht dies unumganglichen und dringlichen
Mehrausgaben, die von der Regierung zu beschliessen sind. Auch bei den politischen Gemein-
den entspricht dieser Mehraufwand dringlichen und gebundenen Ausgaben, die der Gemeinde-
rat bzw. Stadtrat ohne Kredit tatigen kann (vgl. Art. 118 des Gemeindegesetzes [sGS 151.2]).

— Mechanismus zur Kostenkontrolle: Macht die Kostenentwicklung mittelfristig Anpassungen
notwendig, kann die Regierung die konkreten Werte der Parameter des Berechnungsmodells
(insbesondere die Hohe der maximalen Verglnstigung) anpassen. Spatestens wenn die Kos-
ten in drei aufeinanderfolgenden Jahren den zur Verfigung stehenden Gesamtbetrag (20 Mio.
Franken) je um mehr als Fr. 500'000.— Ubersteigen bzw. unterschreiten, muss die Regierung
Anpassungen vornehmen. Die Festlegung auf Verordnungsebene erlaubt es der Regierung,
bei Bedarf auf wiederholende Mehr- bzw. Minderaufwande rasch zu reagieren.

Damit folgt das neue St.Galler System der Empfehlung der Ecoplan-Studie und verzichtet auf
eine trennscharfe Deckelung der finanziellen Mittel bei exakt 20 Mio. Franken. Stattdessen kom-
men die genannten Mechanismen zur Anwendung. Bei einer Deckelung wére es aus der Per-
spektive der Chancengerechtigkeit fragwirdig, wenn ein Teil der Erziehungsberechtigten keine
Verginstigung mehr erhalten wirde, weil der jahrliche Kantons- bzw. Gemeindebeitrag bereits
ausgeschopft ist.

Die Ecoplan-Studie verweist zudem darauf, dass die finanzielle Planungssicherheit fir die 6ffent-
liche Hand bei subjektfinanzierten, einkommensabhéngigen Systemen tiefer ist. Allerdings sei
davon auszugehen, dass nach Einfilhrung des neuen Systems die im Rahmen der Hochrech-
nung getroffenen Annahmen prazisiert werden kénnen und anhand dieser Erfahrungswerte treff-
genauer budgetiert werden kann. Dies steigert die Planungssicherheit sowohl fir den Kanton als
auch fir die politischen Gemeinden.

3.54 Bund

Auf nationaler Ebene zeichnet sich ab, dass die urspriinglich angedachte Uberfiihrung der An-
stossfinanzierung in eine standige Mitfinanzierung des Bundes wegfallen wird.3! So schlug der
Bundesrat in seiner Medienmitteilung vom 20. September 2024 vor, dass als Teil des Entlastungs-
pakets fur den Bundeshaushalt kiinftig auf die Mitfinanzierung der familien- und schulergénzen-
den Betreuung verzichtet werden soll.3? Zur Diskussion steht aktuell ein alternatives Konzept
des Standerates, das eine Betreuungszulage als zusatzliches Element zu den Familienzulagen
— also mittels Finanzierung durch Arbeitgebende — vorsieht. Der Standerat hat die Vorlage in der

81 www.parlament.ch — Parlamentarische Initiative «Uberfiihrung der Anstossfinanzierung in eine zeitgemasse

Lésung» (21.403).

32 www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-102538.html
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Wintersession 2024 behandelt und mdchte sie der eidgendssischen Volksinitiative «Fur eine gute
und bezahlbare familienergédnzende Kinderbetreuung fiur alle (Kita-Initiative)» als indirekten Ge-
genvorschlag gegentiberstellen. Die Vorlage geht damit zurlick an den Nationalrat und ist zurzeit
bei der vorberatenden Kommission des Nationalrates hangig (Stand: Januar 2025).

3.5.5 Arbeitgebende

Gemass Ecoplan-Studie kann die finanzielle Beteiligung durch Arbeitgebende durchaus sinnvoll
sein. Allerdings sei dabei zu beachten, dass dies in der lateinischen Schweiz, wo sich die Arbeit-
gebenden teilweise an der Finanzierung der Kinderbetreuung beteiligen, mit Steuererleichterun-
gen einherging. Ohne eine gewisse «Gegenleistung» sei eine Mitfinanzierung durch die Wirt-
schaft wohl schwierig umsetzbar. Folglich verzichtet der Kanton St.Gallen auf eine verpflichtende
Beteiligung der Arbeitgebenden am neuen Verglinstigungssystem, zumal dies darliber hinaus

— entgegen dem Antrag des Kantonsrates — mit einem betrachtlichen administrativen Mehrauf-
wand verbunden ware. Unabhangig davon steht es den Arbeitgebenden ausdrticklich offen, sich
ausserhalb des neuen Verglinstigungssystems auf freiwilliger Basis und allenfalls auch in Zusam-
menarbeit mit der zustéandigen politischen Gemeinde fir die Férderung der Kinderbetreuung zu
engagieren. Bereits bestehende unternehmenseigene Modelle — wie z.B. Rlickerstattungen auf
Basis der von den Mitarbeitenden eingereichten Betreuungsrechnungen oder die Subventionie-
rung einzelner Kindertagesstatten-Platze fir die Mitarbeitenden — sind somit weiterhin nicht nur
mdglich, sondern explizit erwlinscht. Solche und weitere Massnahmen zur Férderung der Verein-
barkeit von Familie und Beruf werden im Rahmen des bestehenden, vom Departement des In-
nern koordinierten «Runden Tisches Vereinbarkeit» laufend diskutiert.

3.6 Prozess und Informatiklésung

Der Kantonsrat beauftragte die Regierung, den administrativen Aufwand beim neuen St.Galler
System auf das notwendige Mass zu beschranken. Dafir ist die Gestaltung eines einheitlichen,
digitalen Bearbeitungsprozesses wesentlich, dessen Grundziige im Folgenden dargestellt werden
(vgl. Abbildung 2).

Der Kanton, die politischen Gemeinden und die Betreuungseinrichtungen stellen die notwendigen
Informationen zu den Vergilnstigungen Uber die tblichen Informationskanéle bereit. Zur Informa-
tion der Erziehungsberechtigten bezuglich ihres Anspruchs auf eine Vergunstigung und deren
Hohe kann — &hnlich wie bei der IPV — bereits vor der Gesuchstellung ein Online-Rechner dienen.

Erziehungsberechtigte, die fur ihr Kind einen Betreuungsplatz gefunden haben, ersuchen mittels
einer Informatiklésung (bzw. Plattform) um eine Verglnstigung. Bei Fragen oder Unklarheiten
werden sie durch ihre Wohnsitzgemeinde unterstiitzt. Anschliessend bestétigt die Betreuungs-
einrichtung ebenfalls direkt in der Informatiklésung, ob das Kind der Erziehungsberechtigten den
entsprechenden Platz erhalt. Nachdem das Gesuch freigegeben ist, priift die Wohnsitzgemeinde
der Erziehungsberechtigten das Gesuch (Personendaten, Informationen zur familiaren und beruf-
lichen Situation sowie zu den finanziellen Verhaltnissen). Die Wohnsitzgemeinde verfiigt die indi-
viduelle Vergunstigung elektronisch und informiert auch die entsprechende Betreuungseinrich-
tung, sodass diese gegentuber den Erziehungsberechtigten die Héhe der Verglinstigung ausweist
und lediglich die Differenz zwischen den Betreuungskosten und der individuellen Verginstigung
in Rechnung stellt. Die Wohnsitzgemeinde tétigt in einem regelmassigen Zahlungslauf die Aus-
zahlung an die Betreuungseinrichtung und bertcksichtigt dabei die Nutzung des Betreuungs-
angebots im Vormonat bzw. in den Vormonaten. Dies setzt voraus, dass die Betreuungseinrich-
tungen allfallige Anderungen der Nutzung in der Informatiklésung zeitnah nachfiihren.

Der Kanton erhdlt in der Informatikldsung die notwendigen Informationen, um die kantonale Con-
trolling- und Monitoring-Funktion wahrzunehmen. Der Kanton stellt somit die Ubergeordnete Koor-
dination sicher. Er prift die Finanzierung und zahlt den politischen Gemeinden seinen Anteil aus.
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Fur die Auszahlung des Kantonsanteils sind z.B. Quartals- oder Jahresrechnungen sowie Akonto-
zahlungen denkbar — die Auszahlungsmodalitaten werden auf Verordnungsebene festgelegt.
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Abbildung 2: Prozess beim neuen St.Galler Verginstigungssystem

Vollzug durch die politischen Gemeinden

Im neuen St.Galler System sind — wie im INFRAS-Gutachten empfohlen — die politischen Ge-
meinden fir den administrativen Vollzug zustandig. Dies entspricht der gesetzlichen Zustandig-
keit der politischen Gemeinden fur die Kinderbetreuung. Zudem sind beim Vollzug durch die po-
litischen Gemeinden die Nahe zu den gesuchstellenden Erziehungsberechtigten sowie die ent-
sprechenden Kenntnisse der individuellen Situation besser gewahrleistet. Auch die Tatsache,
dass die politischen Gemeinden im Rahmen des Vergiinstigungssystems mehr als die vom Kanton
festgelegte Mindestverglnstigung ausrichten sollen (vgl. Abschnitt 3.8), spricht fur den Vollzug
durch die politischen Gemeinden.32

Gemass INFRAS-Gutachten mussen bei einem Vollzug durch die politischen Gemeinden ver-
schiedene Aspekte beachtet werden. So sind die administrativen Kosten gesamthaft héher als
bei einem zentralen Vollzug durch den Kanton, weil jede politische Gemeinde eine eigene admi-
nistrative Vollzugsstelle pflegen muss (vgl. auch Abschnitt 7). Dies kann zudem dazu fihren,
dass sich eine kommunal unterschiedliche Praxis bei der Gesuchprifung etabliert, z.B. bezlglich
der Kulanz verspatet eingereichter Gesuche. Aus diesem Grund braucht es seitens des Kantons
entsprechende Prozessregelungen sowie die Sicherstellung der Koordination und des Wissens-
transfers zwischen den politischen Gemeinden, um eine einheitliche Praxis anhand von Best
Practices zu gewahrleisten (z.B. mit Richtlinien, Merkblattern und FAQs). Zu guter Letzt muss
der Kanton beim Vollzug durch die politischen Gemeinden sicherstellen, dass der Informations-
fluss von den politischen Gemeinden zum Kanton klar geregelt ist, damit der Kanton die Kosten-
entwicklung unter Kontrolle hat. Dies kann mit der Informatiklosung gewahrleistet werden.

Verzicht auf die Variante «Vollzug durch den Kanton»
Im Rahmen des Erarbeitungsprozesses des neuen Systems wurde diskutiert, ob die administrative
Vollzugsstelle stattdessen beim Kanton angesiedelt werden soll. Dies entsprache der Losung in

33 Die politischen Gemeinden sind z.B. auch im Kanton Bern fur den Vollzug zustandig.
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den Kantonen Appenzell Ausserrhoden und Graubtinden.34 Bei dieser Variante wirde der Kanton
die Gesuche der Erziehungsberechtigten bearbeiten, die individuellen Verginstigungen verfigen
und an die Betreuungseinrichtungen auszahlen (vgl. Abbildung 3). Die politischen Gemeinden
wirden dem Kanton ihren jeweiligen Anteil auszahlen.
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Abbildung 3: mdglicher Prozess bei der Variante «Vollzug durch den Kanton»

Die erwdhnten und im INFRAS-Gutachten ausgefuhrten Nachteile beim dezentralen Vollzug
konnten im Umkehrschluss fir eine zentrale Vollzugsstelle beim Kanton sprechen. Damit kdnnten
positive Skaleneffekte genutzt und bei den politischen Gemeinden administrative Kosten einge-
spart werden. Aufgrund der Gemeindeautonomie und der primaren Zustandigkeit der politischen
Gemeinden bei der Forderung der Kinderbetreuung wurde nichtsdestotrotz auf diese Variante
verzichtet.

Informatiklésung (bzw. Plattform)

Fur den Vollzug des Vergunstigungssystems wird eine einheitliche Informatiklosung benétigt, da-
mit der Prozess von der Gesuchstellung tGber die Gesuchbearbeitung bis hin zur Vergiinstigungs-
verfiigung und zur Auszahlung mdoglichst automatisiert ablaufen kann. Ansonsten ware die Be-
arbeitung von mehreren Tausend Antragen ohne Schnittstellen fehleranféllig und &usserst auf-
wandig. Die Informatiklosung stellt eine wirksame und wirtschaftliche Verwaltungstétigkeit sicher
und fordert die durchgéangige und rechtsverbindliche elektronische Zusammenarbeit, sodass da-
mit auch die im INFRAS-Gutachten ausgefiihrten Nachteile minimiert werden kénnen. Bei der
Beschaffung und beim Betrieb der Informatikldsung richtet sich die Zusammenarbeit von Kanton
und den politischen Gemeinden nach dem Gesetz tber E-Government (sGS 142.3; abgekirzt
E-GovG). Mit der offentlich-rechtlichen Anstalt «E-Government St.Gallen» (eGovSG) besteht
hierfir eine funktionierende Organisation. In diesem Rahmen wurde parallel zum Gesetz
gebungsprojekt bereits ein entsprechendes Informatikprojekt lanciert. Bei der Ausgestaltung

der Informatiklésung wird darauf geachtet, dass sie einerseits die rasche Umsetzung beglnstigt
und anderseits gut mit bereits in der Verwaltung vorhandenen Informatiklésungen abgestimmt
ist — z.B. mit der Schulverwaltungssoftware PUPIL@SG, die ab August 2025 bei allen Schul-

34 Im Kanton Appenzell Ausserrhoden wurde der administrative Vollzug an die Ausgleichskasse Sozialversicherun-

gen Appenzell Ausserrhoden (SOVAR) delegiert. Der Kanton Graubiinden sah zunachst den Vollzug durch die
politischen Gemeinden vor und wechselte schlussendlich aufgrund des Ergebnisses der Vernehmlassung zum
Vollzug durch den Kanton.
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tragern des Kantons St.Gallen im Einsatz sein wird. Die Informatikldsung soll einer Plattform
entsprechen, d.h. die Erziehungsberechtigten und die Betreuungseinrichtungen muissen keine
Software kaufen.

Mit der vorgesehenen gemeinsamen Informatiklésung werden die Nachteile einer dezentralen
Umsetzung (vgl. oben) stark reduziert. Die Erarbeitung und der Betrieb der Informatiklésung im
Rahmen der eGovSG-Strukturen ermdglichen eine konsensuale Losung unter Berlicksichtigung
der Zustandigkeiten und Bedurfnisse der Gemeinden. Die vorgesehene einheitliche Informatik-
l6sung entspricht im Ubrigen dem Schwerpunktziel «Digitalen Wandel gestalten» der Regierung
(Schwerpunktplanung 2021-2031 [28.21.01]).

3.7 Qualitat und Versorgungsgrad

Grundsatzlich wird die Qualitatsentwicklung bei den Betreuungseinrichtungen gemass Ecoplan-
Studie in allen Kantonen ausserhalb des Finanzierungssystems geregelt. Eine Ausnahme stellt
der Kanton Tessin dar, bei dem die Beitrage an Kindertagesstatten zusatzlich an Qualitatskrite-
rien geknlpft sind. Die Ecoplan-Studie attestiert dem Kanton St.Gallen eine gute Bertcksichti-
gung der Qualitatsentwicklung in seiner Bewilligungs- und Aufsichtspraxis. Folglich werden die
Vergunstigungen im neuen St.Galler System dartber hinaus nicht von weiteren Qualitatskriterien
abhéngig gemacht.

Zudem wird auf eine Verknipfung des neuen St.Galler Systems mit Vorgaben zum Versorgungs-
grad verzichtet. Der Ausbau des familienerganzenden Angebots wird grundsétzlich dem Markt
Uberlassen. Eine bessere Finanzierung, wie sie sich durch die Erhéhung der kantonalen Mittel
von 5 auf 10 Mio. Franken sowie durch die in der Tendenz steigenden kommunalen Ausgaben
fur die familienerganzende Kinderbetreuung ergibt, sollte unweigerlich zu einer héheren Nach-
frage und mittelfristig zu einem besseren Angebot fiihren.2> Im Ubrigen bewirkt im Schulbereich
die mit dem XXV. Nachtrag zum Volksschulgesetz eingefiihrte Angebotspflicht der Schultrager
fur eine bedarfsgerechte schulerganzende Betreuung ebenfalls einen héheren Versorgungsgrad
(vgl. Abschnitt 1.6.1).

3.8 Einbezug der politischen Gemeinden

Damit den in Abschnitt 1.5.1 ausgefiihrten grossen Unterschieden zwischen den politischen
Gemeinden und der damit verbundenen eingeschrankten Chancengerechtigkeit der Familien

im Kanton St.Gallen entgegengewirkt werden kann, missen sich alle 75 politischen Gemeinden
am neuen Vergunstigungssystem beteiligen. Zudem kdnnen die politischen Gemeinden die vom
Kanton festgelegte Mindestvergtinstigung nicht unterschreiten, da die vom Kanton festgelegte
Verglnstigungshodhe ein einheitliches Minimum Uber alle politischen Gemeinden hinweg darstellt
und damit die Chancengerechtigkeit der Erziehungsberechtigten im ganzen Kanton optimiert.

Dennoch bleiben grosse kommunale Handlungsspielrdume, damit die politischen Gemeinden

weiterhin auf ortliche Besonderheiten Rucksicht nehmen kdnnen:

— So haben die politischen Gemeinden die Méglichkeit, im Rahmen des Verglinstigungssystems
mehr als die vom Kanton festgelegte Mindestvergunstigung auszurichten (z.B. + Fr. 20.— je
Betreuungstag eines Kindes in der Kindertagesstatte oder ein linear berechneter, zuséatzlicher
Betrag).

— Die politischen Gemeinden haben zudem die Méglichkeit, die Kinderbetreuung auch neben
ihrer Beteiligung am Vergunstigungssystem zu férdern. So kénnten sie z.B. im Sinn einer

35 Im INFRAS-Gutachten wird darauf hingewiesen, dass sich im Kanton Bern die Anzahl der Kindertagesstatten

nach Einfiihrung eines @hnlichen Systems um rund 10 Prozent erhéht hat.
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Objektfinanzierung weiterhin eine Defizitdeckung fir eine Kindertagesstatte iibernehmen
oder gemeindeeigene Raumlichkeiten zu einem tieferen Mietzins zur Verfiigung stellen.

Diese beiden Mdglichkeiten werden im Anhang detailliert ausgefiihrt und stehen explizit allen po-
litischen Gemeinden offen. Seitens des Kantons wird erwartet, dass die politischen Gemeinden
ihr bisheriges finanzielles Engagement fur die Férderung der Kinderbetreuung mit Hilfe dieser
beiden Mdglichkeiten aufrechterhalten. Die politischen Gemeinden sollen wie bisher das neue
System und die kantonalen Férdermittel nicht daflir nutzen, ihre eigenen kommunalen Aufwénde
zu mindern. Ansonsten bestiinde die Gefahr, dass die Drittbetreuungskosten der Erziehungs-
berechtigten steigen statt sinken.

Die politischen Gemeinden profitieren (wie auch der Kanton) dank der Einfihrung des neuen
Modells von einem modernen, einheitlichen und IT-basierten Verglinstigungssystem. Gleich-
wohl bringt die Umstellung bei allen Beteiligten naturgemass Initialisierungsaufwéande mit sich.
So werden bestehende Leistungsvereinbarungen mit den Betreuungseinrichtungen tberprift
und voraussichtlich angepasst werden missen. Dabei muss die politische Gemeinde auch ent-
scheiden, ob und wie sie die familien- und schulergdnzende Kinderbetreuung neben der Min-
destvergtinstigung noch zusétzlich fordern méchte. Je nach Entscheidung kdnnen damit noch
weitere Vorbereitungs- bzw. Umstellungsarbeiten verbunden sein — so z.B., wenn die politische
Gemeinde parallel zum Verglnstigungssystem ein eigenes subjektorientiertes System einrichten
mochte. Der Kanton wird die politischen Gemeinden in der Transformationsphase bei Bedarf be-
gleiten.

Letztlich ertbrigt sich mit der Totalrevision auch die Diskussion um den passenden Verteilschlissel

unter den politischen Gemeinden (vgl. Abschnitt 1.5.4). Im neuen System werden die Kantonsbei-
trage nicht mehr unter den politischen Gemeinden, sondern im Sinn der Subjektfinanzierung unter

den Erziehungsberechtigten verteilt. Gemass INFRAS-Gutachten kann das neue St.Galler System
aus Sicht der politischen Gemeinden als chancengerecht bezeichnet werden.

3.9 Einbezug der Betreuungseinrichtungen

Das neue St.Galler System basiert auf einer Vergunstigung, die nicht prozentual von Normkosten
abhangig ist. Somit definiert das neue St.Galler System keine Normkosten und fiihrt diesbeziig-
lich keine Vorgaben ein. Die Festlegung der Tarife verbleibt in der Kompetenz der Betreuungs-
einrichtungen, wobei politische Gemeinden in der Praxis mittels Leistungsvereinbarungen teil-
weise einen gewissen Einfluss darauf ausiiben.

Die Betreuungseinrichtungen sind nicht verpflichtet, am neuen St.Galler System teilzunehmen.
Allerdings kénnen Erziehungsberechtigte nicht von einer individuellen Vergunstigung profitieren,
wenn die von ihnen in Anspruch genommene Betreuungseinrichtung nicht Teil des Systems ist.
Somit haben Betreuungseinrichtungen einen hohen Anreiz, sich am Vergtiinstigungssystem zu
beteiligen. Dafir ist eine einmalige Anmeldung beim Kanton St.Gallen erforderlich.

Die teilnehmenden Betreuungseinrichtungen miissen aktiv mitwirken und der administrativen
Vollzugsstelle in der Informatikldsung diejenigen Daten bereitstellen, die fir den Vollzug des
Verglnstigungssystems bendotigt werden. Konkret miissen sie zu Beginn des Gesuchprozesses
die Platzbestéatigung vornehmen und im weiteren Verlauf Nutzungsé&nderungen der Erziehungs-
berechtigten in der Informatikldsung nachfuhren. Inwiefern und in welchem Ausmass es sich da-
bei um einen administrativen Mehraufwand flr die Betreuungseinrichtungen handelt, kann nicht
einheitlich beurteilt werden, da die verschiedenen Betreuungseinrichtungen je nach aktuell ange-
wendetem Fdrdersystem teilweise bereits jetzt administrative Aufgaben wie z.B. die Prifung der
Einkommenssituation der Erziehungsberechtigten tibernehmen.
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Die teilnehmenden Betreuungseinrichtungen weisen auf den Rechnungen an die Erziehungs-
berechtigten die individuelle Vergiinstigung aus und ziehen sie vom Rechnungsbetrag ab. Die
individuelle Verglnstigung deckt héchstens die verrechneten Betreuungskosten, d.h. die Betreu-
ungseinrichtungen zahlen Uberschiissige Vergunstigungen grundsatzlich nicht an die Erziehungs-
berechtigten aus. Stattdessen werden Uberschissige oder ungenutzte Vergiinstigungen bei der
nachsten Auszahlung der administrativen Vollzugsstelle an die Betreuungseinrichtungen beriick-
sichtigt und entsprechend verrechnet.

Das neue St.Galler System bringt verschiedene Vorteile fir die Betreuungseinrichtungen mit sich.
So profitieren sie von einem modernen, einheitlichen und IT-basierten System. Zudem erfolgt die
Auszahlung der Verginstigungen direkt an die Betreuungseinrichtungen, sodass die Betreuungs-
einrichtungen in geringerem Umfang mit Zahlungsverziigen von Erziehungsberechtigten konfron-
tiert werden. Des Weiteren sehen sie nur noch die Héhe der individuellen Verglinstigung und er-
halten keinen weitergehenden Einblick in die finanziellen Verhaltnisse der Erziehungsberechtig-
ten, was im Sinn der Betreuungseinrichtungen ist.

3.10 Chancengerechtigkeit fur Erziehungsberechtigte

Die Ecoplan-Studie bewertet die Chancengerechtigkeit aus Sicht der Erziehungsberechtigten im
bestehenden St.Galler Férder- und Finanzierungssystem als tief. Da die politischen Gemeinden
unterschiedliche Praxen zur Verwendung der Kantonsmittel sowie der eigenen Mittel haben, un-
terscheiden sich die Hohe und die Art der Subvention, welche die Erziehungsberechtigten erhal-
ten, je nach Wohnsitzgemeinde.

Auch gemass INFRAS-Gutachten fiihrt die Subjektfinanzierung im Vergleich zur Objektfinanzie-
rung zu mehr Chancengerechtigkeit fiir die Erziehungsberechtigten. Mit dem neuen St.Galler
System werden die unterschiedlichen Bedingungen bei der Kosten- und Subventionspraxis ver-
kleinert. Neu werden die kantonalen Vergunstigungen einheitlich und in allen politischen Ge-
meinden subjektorientiert ausbezahlt, sodass beim Anteil der kantonalen Mitfinanzierung keine
Ungleichbehandlung mehr besteht. Beim Finanzierungsanteil der politischen Gemeinden be-
schrankt sich das St.Galler System aufgrund der Beriicksichtigung der fiskalischen Aquivalenz
sowie der Notwendigkeit eines kommunalen Handlungsspielraums auf die Festlegung von Min-
destvergtinstigungen, sodass die politischen Gemeinden ihre finanzielle Beteiligung am Vergins-
tigungssystem noch erhéhen kénnen bzw. sollen. Dadurch kann zwar keine absolute Chancen-
gerechtigkeit fir Erziehungsberechtigte in den verschiedenen politischen Gemeinden erreicht
werden, immerhin profitieren aber alle Erziehungsberechtigten von einem einheitlichen Minimum.

Es ist moglich, dass Erziehungsberechtigte in denjenigen politischen Gemeinden, die sich bereits
selbst stark fur die Férderung der familienergdnzenden Kinderbetreuung engagieren, nach dem
Systemwechsel weniger subventioniert werden als bisher. Grund dafir ist die Tatsache, dass bei
der Mindestverglnstigung eine fur alle politischen Gemeinden ausgewogene, eher tiefere Héhe
festgelegt werden muss und diese in der entsprechenden politischen Gemeinde voraussichtlich
unter der bisherigen Subvention liegt. Wie bereits in Abschnitt 3.8 erwéahnt, sollen aber diese
politischen Gemeinden im Rahmen des Verglinstigungssystems mehr als die vom Kanton fest-
gelegte Mindestverglinstigung ausrichten oder neben ihrer Beteiligung am Verglnstigungssystem
die familien- und schulergénzende Kinderbetreuung weiterhin mit weiteren kommunalen Mitteln
fordern. Davon kénnen im Ubrigen auch diejenigen Erziehungsberechtigten profitieren, deren
Einkommen die Obergrenze Ubersteigt und die deshalb aus dem neuen St.Galler System keine
Verglnstigung erhalten.
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3.11 Familienergdnzende Betreuung von Kindern mit Behinderung

In kantonalen Forder- und Finanzierungssystemen kénnen auch besondere Bedirfnisse bertick-
sichtigt werden. So sind z.B. im System des Kantons Appenzell Ausserrhoden hihere Betreu-
ungskosten anrechenbar, wenn wegen einer medizinischen Diagnose ein erhdhter Betreuungs-
bedarf ausgewiesen ist. Ein anderes Beispiel ist der Kanton Graubiinden, der Betreuungseinrich-
tungen mit Beitragen und Beratung unterstitzt, wenn sie Angebote fiir Kinder mit Behinderung
fuhren. Wie in Abschnitt 1.6.4 erwéahnt, lauft im Kanton St.Gallen derzeit die Revision des Ge-
setzes Uber die soziale Sicherung und Integration von Menschen mit Behinderung (sGS 381.4;
abgekiirzt BehG), in der sich ein Teilprojekt auf die familienerganzende Kinderbetreuung von
kleinen Kindern mit Behinderung fokussiert. Die zukiinftige Finanzierung der familienerganzen-
den Betreuung von Kindern mit Behinderung wird folglich im Rahmen der Revision des BehG
behandelt und kénnte zur gegebenen Zeit in das neue St.Galler Verglinstigungssystem einge-
bettet werden.

4 Vernehmlassung

Die Vernehmlassung dauerte vom 5. April bis zum 7. Juni 2024. Zur Stellungnahme eingeladen
wurden alle im Kantonsrat vertretenen politischen Parteien, die politischen Gemeinden, verschie-
dene Verbéande, die Schultrager, die Tragerschaften von familienerganzenden Betreuungsange-
boten und Tagesfamilienorganisationen im Kanton St.Gallen sowie die Departemente und die
Staatskanzlei. Insgesamt sind 44 externe Stellungnahmen eingegangen. Davon stammen neun
Stellungnahmen von Parteien (SVP, Die Mitte, FDP, SP, GRUNE, GLP, EDU [jeweilige Kantonal-
partei] sowie Die Mitte Mels und Die Mitte Sarganserland). Zwdlf Stellungnahmen wurden von
politischen Gemeinden bzw. von Schultréagern eingereicht (Balgach, Degersheim, Eggersriet,
Gossau, Niederhelfenschwil, Rapperswil-Jona, St.Gallen, Walenstadt, Wattwil, Wil, Zuzwil [poli-
tische Gemeinde und Primarschulgemeinde]). Neun Stellungnahmen stammen von Verbanden
und anderen Gremien (VSGP und SGV, Kibesuisse, IHK, SGB, Region Sarganserland-Werden-
berg, Region Zirichsee-Linth, Verein Unabhéngige Kitas fur Qualitat [KiQ] und ERFA Tagesstruk-
turen Wil-Untertoggenburg). Hinzu kommen zehn Stellungnahmen von Betreuungseinrichtungen
und vier Stellungnahmen von Einzelpersonen.

In den Stellungnahmen kommt grundsétzlich eine positive Haltung gegeniiber der Vorlage als
Ganzes zum Ausdruck. Von den 32 Vernehmlassungsteilnehmenden, die ihre Stellungnahme in
Form des zur Verfligung gestellten Antwortformulars eingereicht haben, ist die grosse Mehrheit
«mehrheitlich einverstanden» (20) bzw. «teilweise einverstanden» (10). Die weiteren Antwort-
maglichkeiten waren «vollstandig einverstanden» (0) und «nicht einverstanden» (2).

Indirekte Subjektfinanzierung
Die subjektorientierte Forderung in Form der indirekten Subjektfinanzierung (vgl. Abschnitt 3.1)
stsst auf grosse Zustimmung und wird so beibehalten.

Erwerbstatigkeit als Anspruchsvoraussetzung

Gemass Vernehmlassungsvorlage soll ein Mindestbeschéaftigungspensum als Voraussetzung
gelten, damit Erziehungsberechtigte Anspruch auf eine Vergiinstigung erhalten. An dieser An-
spruchsvoraussetzung als solche storen sich einige Vernehmlassungsteilnehmende (insbeson-
dere GRUNE, EDU, Kibesuisse einschliesslich verschiedene Betreuungseinrichtungen sowie
einige politische Gemeinden). Die grosse Mehrheit ist mit der Voraussetzung einverstanden bzw.
kann sich zumindest damit abfinden, sofern die Ausnahmeregelung erweitert wird. Folglich wurde
die Ausnahmeregelung in Abschnitt 3.2 préazisiert.

Geltungsbereich
Die Vernehmlassungsvorlage sah eine Fokussierung auf die familienergéanzende Kinderbetreu-
ung vor. In der Vernehmlassung zeigt sich diesbezlglich allerdings eine mehrheitliche starke
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oder teilweise Ablehnung — u.a. durch SVP, FDP, Die Mitte, GRUNE, GLP sowie VSGP und
SGV einschliesslich elf von zwolf Gemeinden. Begrundet wird die Ablehnung mit den bereits

in Abschnitt 3.3.1 der Vernehmlassungsvorlage ausgefuihrten Argumenten. Weiter wird darauf
hingewiesen, dass bereits Uber 95 Prozent der politischen Gemeinden die kantonalen Férder-
mittel sowohl im familien- als auch im schulergdnzenden Bereich einsetzen (vgl. Abschnitt 1.2).
Im Ubrigen erachte auch der Bund beide Bereiche als forderwiirdig (vgl. Abschnitt 1.3). Letztlich
sei die Stimmbevolkerung bei der Volksabstimmung vom 19. November 2023, bei der die kanto-
nale Mitfinanzierung von 5 auf 10 Mio. Franken erh6ht wurde, davon ausgegangen, dass diese
kantonale Mittel auch fir die schulergdnzende Betreuung eingesetzt wiirden. Nach einer erneu-
ten Gesamtbetrachtung wurde der schulerganzende Bereich nun in das neue St.Galler System
integriert (vgl. Abschnitt 3.3.1). Diese Anderung filhrte gegeniiber der Vernehmlassungsvorlage
zu mehreren Anpassungen.

Berechnung und Umfang der Verglinstigung

Die Vernehmlassung zeigt in Bezug auf die grundlegenden Ausfiihrungen in Abschnitt 3.4 eine
grossmehrheitliche Zustimmung. Die FDP und die politische Gemeinde Rapperswil-Jona stéren
sich allerdings am Heranziehen des massgebenden Einkommens analog zur IPV-Berechnung,
da dies keine Anreize zur Aufnahme einer Arbeit oder zu einer Pensumserh6hung umfasse bzw.
die Bezugsgrosse als solche komplex sei.®® Im Gegensatz zur Vernehmlassungsvorlage ist die
Bestimmung des massgebenden Einkommens gemass IPV nun nicht mehr auf Gesetzesebene
festgelegt (vgl. Art. 5). Sie bietet sich zwar nach wie vor an, allerdings wird im Rahmen der wei-
teren Projektarbeiten noch eine vertiefte Uberprifung dazu erfolgen (vgl. Abschnitt 9). Eine Fest-
legung auf Verordnungsebene erméglicht es zudem, die Berechnung falls nétig innert angemes-
sener Zeitspanne zu justieren sowie die Unabhangigkeit zum IPV-Bereich zu wahren.

Prozess

Die Vernehmlassung zeigt eine mehrheitliche Zustimmung zur Ansiedelung der administrativen
Vollzugsstelle bei den politischen Gemeinden (vgl. Abschnitt 3.6). Nur vereinzelt wurden die in
der Botschaft ausgefiihrten Vor- und Nachteile zum Anlass genommen, sich stattdessen fir einen
zentralen Vollzug durch den Kanton auszusprechen (u.a. GRUNE und EDU). Folglich wird die
Ansiedelung der administrativen Vollzugsstelle bei den politischen Gemeinden belassen. Dafir
spricht auch, dass die politischen Gemeinden lber die Mindestvergiinstigung hinaus noch eine
weitergehende Forderung (z.B. beliebige Erhdhung der Mindestvergtinstigung) umsetzen sollen.

VSGP und SGV sowie FDP fiihren in ihren Stellungnahmen aus, dass sie das angedachte Ver-
fahren nach Art. 9 ff. (in der Vernehmlassungsvorlage noch Art. 7 ff.) mit Blick auf den Detail-
lierungsgrad und den zu hohen birokratischen Aufwand ablehnen. Der Vollzug des Vergunsti-
gungssystems bendtigt allerdings einen einheitlichen Prozess und dieser soll — analog zu den
Regelungen in anderen Kantonen und mit Blick auf die Einhaltung der datenschutzrechtlichen
Rahmenbedingungen — auf Gesetzesebene festgelegt werden. Bei den bevorstehenden Pro-
jekt arbeiten wird — auch mit Blick auf den Auftrag des Kantonsrates — darauf geachtet, dass
der administrative Aufwand so gering wie moglich ausféllt. So wird insbesondere die Digitalisie-
rung — namentlich die einheitliche und gemeinsame Informatikldsung — den administrativen Auf-
wand deutlich reduzieren.

36 In der Vernehmlassung wurde diesbeziiglich angemerkt, dass arbeitstatige Erziehungsberechtigte im Extremfall

doppelt benachteiligt wiirden — einerseits bei einkommensabhangigen Tarifen und anderseits bei den Verglinsti-
gungen. Allerdings erfordert der Wechsel zum neuen Vergilinstigungssystem auch bei den politischen Gemeinden,
die bisher haufig mit ihren Subventionen fir einkommensabhangige Tarife sorgen, einen Systemwechsel. Die Ein-
kommensabhangigkeit sollte zuklinftig bei den Vergunstigungen und nicht mehr bei den Tarifen zum Tragen kom-
men, sodass die Einkommensabhangigkeit nicht doppelt angewendet wird.

27/50



Informatiklésung

Die Einfuihrung einer einheitlichen Informatiklsung fur den Vollzug des neuen St.Galler Sys-
tems wird begrusst. Verschiedene Vernehmlassungsteilnehmende wiinschen sich, dass diese
Informatiklésung mit der Schulverwaltungssoftware PUPIL@SG kompatibel ist und die erforder-
lichen Schnittstellen aufweist bzw. dass direkt PUPIL@SG fir den Vollzug des Verglinstigungs-
systems weiterentwickelt wird.3” Im parallel laufenden Informatikprojekt wird die Kompatibilitat mit
PUPIL@SG (und auch mit weiteren Losungen) als Grundanforderung definiert. In Bezug auf die
Informatiklésung bzw. eine entsprechende Weiterentwicklung von PUPIL@SG ist das 6ffentliche
Beschaffungsrecht zu bericksichtigen.

Kommunale Beteiligung am neuen System

Die politischen Gemeinden sind gemass Vernehmlassungsvorlage verpflichtet, sich am neuen
St.Galler System zu beteiligen und wenigstens die vom Kanton festgelegte Mindestverginstigung
an die Erziehungsberechtigten auszurichten. In der Vernehmlassung ist damit die grosse Mehr-
heit der Teilnehmenden, die ihre Stellungnahme in Form des zur Verfligung gestellten Antwort-
formulars eingereicht haben, «vollstandig einverstanden» (20) bzw. «mehrheitlich einverstanden»
(7). Hingegen sprechen sich Die Mitte und FDP gegen eine einheitliche Verpflichtung aus. VSGP
und SGV beantragen, von einer zwingenden Mindestvergiinstigung abzusehen und stattdessen
eine Ziel-Mindestvergtinstigung mit empfehlendem Charakter fir die politischen Gemeinden ein-
zufihren. Dem ist zu entgegnen, dass die Teilnahmepflicht und eine einheitliche Mindestvergins-
tigung den Kern der Vorlage darstellen. Deren Ziel ist es, die Unterschiede zwischen den politi-
schen Gemeinden und den verschiedenen kommunalen Fordersystemen zu verringern, damit

im Kanton St.Gallen mehr Chancengerechtigkeit fir die Erziehungsberechtigten entsteht. Uber
die Mindestverglnstigung hinaus bleiben den politischen Gemeinden verschiedene Handlungs-
spielraume (vgl. Abschnitt 3.8). In diesem Sinn wird — auch nach Ricksprache mit dem VSGP38
und Vertretenden des SGV — an der kommunalen Teilnahmepflicht mit einheitlicher Mindest-
vergunstigung festgehalten, wahrend beziglich der finanziellen Beteiligung der politischen Ge-
meinden ein Mindestumfang von 10 Mio. Franken festgesetzt wird (vgl. Abschnitt 3.5.3).

Aufrechterhaltung des bisherigen kommunalen Engagements

Die politischen Gemeinden haben sowohl innerhalb als auch ausserhalb des neuen St.Galler
Systems die Moglichkeit, die Kinderbetreuung finanziell noch stéarker zu férdern (vgl. Abschnitt
3.8). Seitens des Kantons wird erwartet, dass die politischen Gemeinden ihr bisheriges finan-
zielles Engagement mit Hilfe dieser Moglichkeiten aufrechterhalten. Anstelle einer solchen Er-
wartungshaltung sprechen sich in der Vernehmlassung insbesondere GRUNE, Kibesuisse und
Betreuungseinrichtungen fiir eine gesetzliche Verpflichtung der Gemeinden zur Aufrechterhal-
tung ihres bisherigen Engagements aus. Kibesuisse beantragt namentlich, bei der Aufstockung
der Vergunstigungen (vgl. Art. 20) und bei der anderweitigen Unterstitzung (vgl. Art. 21) je die
«Kann»-Formulierung zu streichen, sodass die politischen Gemeinden zu hdheren und ander-
weitigen Verginstigungen verpflichtet sind. Dies wirde allerdings die Funktionsweise des ange-
dachten Systems untergraben und einem nicht mehrheitsfahigen Eingriff in die Gemeindeauto-
nomie entsprechen.

Normkosten/-tarife

Die grosse Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden ist einverstanden, dass das System
nicht an Normkosten/-tarife gekniipft wird. Somit werden im Rahmen der Totalrevision keine
Normtarife definiert und diesbeziglich keine weiteren Vorgaben eingefihrt (vgl. Abschnitt 3.9).

37 Neben dem Kernsystem, das fir alle Schulen verpflichtend ist, verfigt PUPIL@SG lber mehrere Zusatzmodule.

Eines davon ist das Modul «Schulergéanzende Betreuung». Mit den bestehenden Funktionalitaten dieses Zusatz-
moduls kann das neue St.Galler System noch nicht vollzogen werden, sodass eine W eiterentwicklung nétig ware.

38 Der VSGP stimmte der vorliegenden Lésung an seiner Generalversammlung vom 15. November 2024 explizit zu.
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Vollzugsbeginn

Die Vernehmlassungsvorlage sah vor, dass das neue Gesetz — falls moglich —am 1. Januar 2026
in Vollzug treten soll. Die Vernehmlassungsteilnehmenden hoffen, dass das System mdglichst
rasch umgesetzt wird. Sie weisen aber auch darauf hin, dass die Vorbereitungen fir den System-
wechsel und die Informatiklésung mehr Zeit in Anspruch nehmen werden. Mittlerweile ist ein Voll-
zugsbeginn frilhestens am 1. Januar 2027 realistisch (vgl. Abschnitt 6).

Weitere Hinweise zur Qualitat

Gemass Kibesuisse sollen Investitionen nicht ausschliesslich in die Subventionierung der Erzie-
hungsberechtigten fliessen, sondern auch fir die Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir die
Branche im Allgemeinen sowie die Anstellungsbedingungen fiir die Betreuungspersonen im Spe-
zifischen eingesetzt werden. Auch Die Mitte weist darauf hin, dass bei einer reinen subjektbezo-
genen Finanzierung die Qualitat nicht berlcksichtigt werden kénne. Diesbezliglich ist anzumer-
ken, dass der qualitative Aspekt im neuen System nicht ausser Acht gelassen wird (vgl. auch
Abschnitt 3.7). Betreuungseinrichtungen kénnen die Kosten fiir die Qualitat bei der Tarifsetzung
beriicksichtigen und diese Tarife werden mithilfe des Systems verglnstigt. Zudem kdnnen Ge-
meinden neben der Mindestverglinstigung auch Objektfinanzierung betreiben (vgl. Abschnitt 3.8).

5 Sprachliche Gleichbehandlung der Geschlechter
Die sprachliche Gleichbehandlung der Geschlechter wird in der vorliegenden Totalrevision um-
gesetzt.

6 Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen

Art. 1 Zweck

Der Erlass schafft die gesetzliche Grundlage fir die Ausrichtung von Beitrédgen an die Kosten der
familien- und schulergdnzenden Kinderbetreuung, um die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbs-
tatigkeit zu starken.

Art. 2 Begriffe

Abs. 1 definiert den Begriff «Erziehungsberechtigte» im Sinn des Erlasses: Erziehungsberechtigte
sind Personen, die fir ein in ihrer Obhut stehendes Kind Beitrdge an die Kosten der familien- o-
der schulergdnzenden Kinderbetreuung geltend machen. Die Obhut umschreibt die Betreuungs-
verantwortung und ist die Befugnis, mit dem Kind zusammen zu wohnen und sich um die alltéag-
lichen Belange des Kindes zu kiimmern. Mit der Anknlpfung an die Obhut kann verhindert werden,
dass Vergtinstigungen an Erziehungsberechtigte ausgerichtet werden, die zwar Uber die elterliche
Sorge des Kindes verfligen, aber z.B. aufgrund getrennter Haushalte infolge einer Scheidung
keine Obhut haben.

Als Tagesfamilienorganisationen nach Abs. 2 gelten insbesondere Tageselternvereine, Fachver-
bande, spezialisierte private gemeinnitzige Organisationen oder eine entsprechende Struktur der
offentlichen Hand. Diese Definition richtet sich nach Art. 10 Abs. 1 der eidgendssischen Verord-
nung Uber Finanzhilfen fir familienerganzende Kinderbetreuung (SR 861.1; abgekiirzt KBFHV).

Art. 3 Unterstitzte Betreuungsangebote

Nach Abs. 1 erhalten Erziehungsberechtigte lediglich fir die Nutzung von anerkannten und ange-

meldeten Betreuungseinrichtungen Verginstigungen. Eine zusatzliche Anerkennung ist fir die

Einrichtungen dafur nicht nétig, denn:

— Kindertagesstatten bendétigen fur ihren Betrieb ohnehin eine Bewilligung nach Art. 13 ff. der
eidgendssischen Verordnung tber die Aufnahme von Pflegekindern (SR 211.222.338; abge-
kirzt PAVO);
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— die den Tagesfamilienorganisationen angeschlossenen Tagesfamilien missen nach Art. 12
PAVO ohnehin gemeldet sein;3°

— Einrichtungen fur schulergdnzende Betreuung werden entweder von einer politischen Ge-
meinde bzw. von einem Schultrager selbst gefiihrt oder private Tragerschaften bieten im Auf-
trag einer politischen Gemeinde bzw. eines Schultrégers eine schulergdnzende Betreuung
an. Nach Art. 19%" Abs. 2 des Volksschulgesetzes (sGS 213.1; abgekirzt VSG) muss fir die
schulerganzende Betreuung ein Qualitatskonzept erstellt werden. Des Weiteren sind auch
anerkannte private Sonderschulen erfasst, wenn sie gemass Leistungsvereinbarung mit dem
Kanton einen entsprechenden Auftrag haben.°

Bei Tagesfamilienorganisationen findet die Betreuung in den ihnen angeschlossenen Tagesfami-
lien statt. FUr die Betreuung durch Tagesfamilien, die nicht einer Tagesfamilienorganisation ange-
schlossen sind, werden nach Abs. 2 Bst. b keine Vergunstigungen ausgerichtet. Dies entspricht
der eidgendssischen Regelung nach Art. 10 Abs. 3 KBFHV. Einzelne Tagesfamilien miissen ne-
ben den Voraussetzungen fir die Eignungsbescheinigung der politischen Gemeinde keine wei-
teren Qualitatsvorgaben erfiillen, wahrend Tagesfamilienorganisationen grundséatzlich dem Ver-
band Kinderbetreuung Schweiz (Kibesuisse) angegliedert sind und deshalb Kibesuisse-Richt-
linien fur die institutionelle Betreuung von Kindern in Tagesfamilien einhalten missen.

Die Anerkennungsvoraussetzung nach Abs. 2 bezieht sich bei Kindertagesstatten und Tages-
familienorganisationen auf eidgendssische Grundlagen. Damit kann sie auch durch ausserkanto-
nale Betreuungseinrichtungen erfullt werden und die Erziehungsberechtigten kénnen fur die Nut-
zung von ausserkantonalen Betreuungsangeboten grundséatzlich ebenfalls Vergtinstigungen er-
halten. Die Nutzung von auslandischen Betreuungsangeboten wird hingegen nicht verginstigt.

Damit die Betreuungseinrichtungen am St.Galler Vergunstigungssystem teilnehmen kdnnen,
mussen sie sich nach Abs. 3 einmalig beim Kanton dazu anmelden. Das diesbeziigliche Vor-
gehen wird auf Verordnungsebene festgelegt (vgl. Abschnitt 9).

Art. 4 Anspruchsberechtigung

Um Verglinstigungen zu erhalten, missen Erziehungsberechtigte ihren zivilrechtlichen Wohnsitz
im Kanton St.Gallen haben. Zudem mussen sie wenigstens in einem Pensum von 20 Prozent
erwerbstatig sein — bzw. in einem Pensum von 120 Prozent bei einem gemeinsamen Haushalt
(z.B. in Ehe, eingetragener Partnerschaft oder einem Konkubinat). Weitergehende Regelungen
zum Mindestbeschéaftigungspensum bei unterschiedlichen Familienformen bzw. Obhutsverhalt-
nissen werden auf Verordnungsebene festgelegt (vgl. Abschnitt 9). Dies gilt auch fiir die Rege-
lung nach Abs. 2, wonach Erziehungsberechtigte in begrindeten Ausnahmefallen (z.B. bei beruf-
licher, sozialer und sprachlicher Indikation) von der Voraussetzung des Mindestbeschaftigungs-
pensums entbunden werden kénnen.

Nach Abs. 3 umfassen die Verglnstigungen die Betreuung von Kindern im Alter ab drei Monaten
bis zum Abschluss der Primarschule (6. Klasse Primarschule). Die Untergrenze orientiert sich da-
ran, dass Kindertagesstatten in der Regel erst Kinder ab drei Monaten aufnehmen. Sie lasst sich
auch damit begriinden, dass W&chnerinnen nach Art. 35a Abs. 3 des Bundesgesetzes Uber die
Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel (SR 822.11) in den ersten acht Wochen nach der Geburt
nicht und danach bis zur 16. Woche nur mit inrem Einverstéandnis beschéftigt werden dirfen. Die
Obergrenze berucksichtigt, dass die familien- und schulerganzende Kinderbetreuung nach Ab-
schluss der Primarschule mit Blick auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie an Bedeutung ver-

39 Im Kanton St.Gallen benétigen Tagesfamilien nach Art. 9 ff. der kantonalen Verordnung Uber die Aufnahme von

Pflege- und Tagespflegekindern (sGS 912.3; abgekiirzt PKV) zudem eine Eignungsbescheinigung der politischen
Gemeinde.

40 Nicht als anerkannte Einrichtungen gelten hingegen reine Privatschulen.
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liert und weniger entscheidend ist. Die Obergrenze stimmt im Ubrigen mit Art. 19" Abs. 1 VSG
Uberein, wonach fur Schulkinder ebenfalls bis zum Abschluss der Primarschule bedarfsgerecht
eine schulerganzende Betreuung angeboten werden muss.

Art. 5 Beitragsbemessung; massgebendes Einkommen

Die Hohe der Verglnstigung ist an die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der Erziehungsberechtig-
ten geknlpft. Die Regierung legt die genaue Methode zur Bestimmung des massgebenden Ein-
kommens auf Verordnungsebene fest (vgl. Abschnitt 9).

Nach Art. 5 Abs. 3 bildet grundsatzlich die letzte definitive Steuerveranlagung der Kantons- und
Gemeindesteuern die Grundlage fiir die Bestimmung des massgebenden Einkommens. Einer-
seits stiitzt sich die Bestimmung damit auf eine verlassliche Grundlage. Anderseits kann sich das
massgebende Einkommen in der Zwischenzeit — z.B. aufgrund der Geburt des zu betreuenden
Kindes — verandert haben, sodass fir die Erziehungsberechtigten ein nicht mehr zutreffendes
massgebendes Einkommen bestimmt wirde. Daher wird nach Art. 5 Abs. 4 das massgebende
Einkommen aufgrund aktueller Gegebenheiten zum Zeitpunkt der Gesuchstellung bestimmt, so-
fern sich die finanziellen Verhaltnisse wesentlich verandert haben. Dies wird ebenfalls auf Ver-
ordnungsebene naher ausgefthrt (vgl. Abschnitt 9). Die aktuellen Gegebenheiten werden in die-
sem Fall mit zusatzlichen Unterlagen wie z.B. Lohnabrechnungen oder sonstigen Nachweisen
Uberpruft.

Art. 6 Beitragsbhemessung; Héhe der Beitrage

In Abs. 1 wird festgehalten, dass die Verginstigungen nach einem linearen Modell berechnet
werden. Das detaillierte Berechnungsmodell einschliesslich der Werte der einzelnen Parameter
legt die Regierung auf Verordnungsebene fest (vgl. Abschnitt 9).

Mit Abs. 2 wird sichergestellt, dass hdchstens die Kosten der Erziehungsberechtigten fir das
in Anspruch genommene Betreuungsangebot tbernommen werden. Wenn die Vergiinstigung
die Kosten tbersteigt, wird die Differenz den Erziehungsberechtigten nicht ausbezahilt.

Art. 7 Betrieb

Fur den Vollzug des neuen Gesetzes wird eine Informatiklosung (bzw. Plattform) betrieben. Der
Betrieb erfolgt im Sinn von eGovSG durch den Kanton und die politischen Gemeinden gemein-
sam.

Art. 8 Datenbearbeitung und Datenbekanntgabe

Mit Abs. 1 wird die Bearbeitung und Bekanntgabe von Personendaten, einschliesslich besonders
schiitzenswerter Personendaten und Personlichkeitsprofile, ermdglicht, damit das Vergunsti-
gungssystem umgesetzt werden kann. Somit werden die Grundztige in einem formellen Gesetz
festgehalten und die Vorgaben des Datenschutzgesetzes (sGS 142.1; abgekirzt DSG) erfllllt.

Nach Abs. 2 Bst. a stammen die Daten von den Erziehungsberechtigten selbst (insbesondere im
Rahmen der Gesuchstellung) oder von den Betreuungseinrichtungen (vgl. Art. 10 und 15). Nach
Bst. b kann die Plattform des Weiteren auf die Daten der kantonalen Einwohnerdatenplattform
sowie auf die Steuerdaten von Erziehungsberechtigten sowie ihres Kindes und ggf. ihrer Partne-
rin oder ihres Partners zugreifen. Damit ist auch die Vorgabe nach Art. 15 DSG, das elektroni-
sche Abrufverfahren auf Gesetzesebene festzuhalten, erfillt. Steuerdaten oder Daten aus der
Einwohnerdatenplattform, die nicht fir den Vollzug des Gesetzes erforderlich sind, durfen weder
abgerufen noch an Betreuungseinrichtungen weitergegeben werden.

Die detaillierte Ausfiihrung zu Art. 8 legt die Regierung auf Verordnungsebene fest (vgl. Ab-
schnitt 9). So muss z.B. im weiteren Verlauf noch abschliessend geklart werden, welche Da
ten konkret fur den Vollzug des neuen Verglnstigungssystems erforderlich sind. Es wird davon
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ausgegangen, dass es sich dabei auch um besonders schitzenswerte Personendaten (z.B. Leis-
tungen und Massnahmen der sozialen Hilfe [Art. 1 Bst. b Ziff. 3 DSG]) und Personlichkeitsprofile

(Zusammenstellung von Personendaten, welche die Beurteilung der Personlichkeit einer Person

erlaubt [Art. 1 Bst. d DSG]) handelt.

Art. 9 Gesuch

Um Vergunstigungen zu erhalten, missen Erziehungsberechtigte bei ihrer Wohnsitzgemeinde

ein Gesuch einreichen. Im Idealfall erfolgt dies, bevor das Betreuungsangebot in Anspruch ge-

nommen wird. Abs. 2 definiert die Regelung bei spaterer Gesuchstellung:

— Wenn das Gesuch innerhalb von 30 Tagen seit Inanspruchnahme des Betreuungsangebots
gestellt wird, werden die Verglinstigungen riickwirkend fur den Zeitraum der in Anspruch
genommenen Betreuung ausgerichtet.

— Wenn das Gesuch spater als 30 Tage seit Inanspruchnahme des Betreuungsangebots gestellt
wird, werden die Verglinstigungen ab dem Datum der Gesuchstellung ausgerichtet.

Damit wird sichergestellt, dass die Gesuche zeitnah eingereicht werden und der Vollzugsstelle
aufgrund von weitreichenden Ruckwirkungen kein administrativer Mehraufwand entsteht.

Art. 10  Bestéatigung des Betreuungsverhaltnisses
Nach Eingang des Gesuchs muss die entsprechende Einrichtung Uber die Plattform bestatigen,
dass sie das Kind — wie im Gesuch angegeben — betreut.

Art. 11  Beitragsverfiigung

Die politische Gemeinde priift das Gesuch der Erziehungsberechtigten mit Wohnsitz in der Ge-
meinde. Sie verfligt die Hohe der individuellen Vergiinstigung in der Regel fur die Dauer von
einem Jahr und unter Vorbehalt der Méglichkeit einer Anpassung. Nach Abs. 3 Bst. a werden
Beitragsverfiigungen angepasst, wenn das Berechnungsmodell (einschliesslich Parameter) oder
die Werte der einzelnen Parameter durch die Regierung mittels Anpassung der Verordnung ge-
andert werden (vgl. Art. 23 Bst. d). Nach Abs. 3 Bst. b fiihren auch Anderungen der rechtlichen
Verhaltnisse (z.B. betreffend Wechsel des zivilrechtlichen Wohnsitzes) zu einer Anpassung der
Beitragsverfigung. Dafur reicht eine Meldung der Erziehungsberechtigten an die Vollzugsstelle,
ein neues Gesuch ist dafir nicht nétig. Hingegen sind Anpassungen der Beitragsverfigung auf-
grund von wesentlichen Veranderungen der finanziellen Verhaltnisse wéhrend der Laufzeit der
Beitragsverfigung nicht vorgesehen. Eine laufende Beitragsverfligung wird folglich nicht ange-
passt, wenn sich das massgebende Einkommen wahrend der Geltungsdauer der Verfliigung
wesentlich verbessert oder verschlechtert. Diese wesentliche Veranderung der finanziellen Ver-
haltnisse wird stattdessen bei der ndchsten Gesuchstellung berlcksichtigt (vgl. Art. 5 Abs. 4).

Beim Vollzug wird sich die rechtliche Frage stellen, wie die Beitragsverfigung den Erziehungs-
berechtigten zugestellt werden kann. Nach geltendem Recht — Art. 26 des Gesetzes Uber die
Verwaltungsrechtspflege (sGS 951.1; abgekirzt VRP) — kann die Zustellung der Beitragsverfi-
gung an die Erziehungsberechtigten grundsatzlich elektronisch erfolgen, allerdings ist dafir in
jedem Fall die schriftliche Zustimmung der Erziehungsberechtigten nétig. Zurzeit werden im Rah-
men des Programms «Strategische E-Government-Basisservices (STREBAS)»*! die rechtlichen
und technischen Grundlagen fir die digitale Transformation der Verwaltung erarbeitet. Dies um-
fasst auch die medienbruchfreie Digitalisierung des Verwaltungsverfahrens (elektronischer Ge-
schafts- und Rechtsverkehr). Bis zum Vorliegen der angepassten Rechtsgrundlagen ist eine voll-
standig digitale Abwicklung des Verfahrens nicht mdglich. Entweder muss jeweils die schriftliche
Zustimmung der Erziehungsberechtigten eingeholt werden oder die Beitragsverfligungen missen
den Erziehungsberechtigten zumindest voribergehend noch postalisch zugestellt werden.

41 Vgl. Sonderkredit im Rahmen des Kantonsratsbeschlusses tiber die Rechnung 2023 (33.24.01).
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Art. 12 Beitragsauszahlung

Abs. 1 halt den Grundsatz der indirekten Subjektfinanzierung — die Auszahlung der Verglnstigun-
gen durch die politische Gemeinde an die Einrichtungen — fest. Diese Vergunstigungen muissen
die Betreuungseinrichtungen nach Abs. 2 auf der Rechnung an die Erziehungsberechtigten aus-
weisen und vom jeweiligen Rechnungsbetrag abziehen. Damit wird die finanzielle Férderung des
Kantons und der politischen Gemeinden fir die Erziehungsberechtigten direkt auf der Rechnung
sichtbar. Nach Abs. 3 zahlt der Kanton seinen Kostenanteil an den Verglnstigungen an die jewei-
lige politische Gemeinde aus. Die Auszahlungsmodalitaten (z.B. Quartals- oder Jahresrechnun-
gen oder Akontozahlungen) werden auf Verordnungsebene festgelegt.

Art. 13 Rickerstattungspflicht

Wenn Erziehungsberechtigte zu Unrecht Verglinstigungen oder zu hohe Verglinstigungen erhal-
ten haben, kann die entsprechende politische Gemeinde innerhalb von fiinf Jahren deren Ruick-
erstattung fordern.*? Alternativ kann die politische Gemeinde unrechtméssig bezogene Vergunsti-
gungen auch mit Verglnstigungen verrechnen, deren Auszahlung noch bevorsteht. Ob eine
Rickerstattung angefordert wird, liegt im Ermessen der politischen Gemeinde. Die von Erzie-
hungsberechtigten an die politische Gemeinde zurlickerstatteten Betrage verbleiben im Sinn
der administrativen Vereinfachung grundséatzlich bei der Gemeinde, d.h. der Kanton wird von
den politischen Gemeinden seinen Anteil daran nicht auch noch zurtickfordern — es sei denn,

es bestehe ein Verdacht auf eine missbrauchliche Inanspruchnahme der Ruckerstattungspflicht.

Die Dauer von funf Jahren ist gerechtfertigt, damit gentigend Zeit bleibt, um die Unrechtmassig-
keit festzustellen und die Riickerstattung anzufordern. Da die Berechnung der Verginstigungen
auf der letzten definitiven Steuerveranlagung beruht, stellt die politische Gemeinde unter Umstan-
den z.B. erstim Jahr 2030 — wenn die definitive Steuerveranlagung des Jahres 2028 vorliegt —
fest, dass sie im Jahr 2028 deutlich zu hohe Vergtinstigungen ausgerichtet hat.

Art. 14 Mitwirkungspflicht der Erziehungsberechtigten

Die Erziehungsberechtigten sind zur Mitwirkung verpflichtet. Wenn Angaben oder Unterlagen zur
Bearbeitung des Gesuchs fehlen, kann keine Verglnstigung ausgerichtet werden. In diesem Sinn
sind die Erziehungsberechtigten auch verpflichtet, Anderungen ihrer rechtlichen Verhaltnisse
(z.B. betreffend Wechsel des zivilrechtlichen Wohnsitzes) umgehend und unaufgefordert ihrer
Wohnsitzgemeinde mitzuteilen.

Art. 15 Mitwirkungspflicht der Einrichtungen

Die fur das Verglnstigungssystem angemeldeten Betreuungseinrichtungen sind ebenfalls zur
Mitwirkung verpflichtet. Sie missen Uber die Plattform einerseits zu Beginn des Gesuchprozes-
ses die Platzbestatigung vornehmen (vgl. Art. 10 Abs. 1) und anderseits im weiteren Verlauf Nut-
zungsanderungen der Erziehungsberechtigten nachfiihren (Art. 15 Abs. 2). Darlber hinaus mus-
sen sie bereits fur die initiale Anmeldung zur Teilnahme am Vergtinstigungssystem die dafir er-
forderlichen Angaben und Unterlagen zur Verfigung stellen.

Art. 16  Controlling und Monitoring

Da die politischen Gemeinden fir den administrativen Vollzug zusténdig sind, obliegt dem Kanton
lediglich eine Controlling- und Monitoring-Funktion. Der Kanton beobachtet Gber die Plattform die
Prozesse sowie mittels Stichproben die verflgten Verginstigungen. Dies erlaubt ihm einerseits,
Ubergeordnet eine interkommunal einheitliche Handhabung beim Vollzug zu koordinieren. Ander-
seits sind Controlling und Monitoring auch nétig, um die Berechnungsgrundlagen nach Art. 6

42 Erziehungsberechtigte haben zu Unrecht Vergilinstigungen erhalten, wenn sie z.B. die Anspruchsvoraussetzung

des Mindestbeschaftigungspensums nicht erfillt haben. Sie haben z.B. zu hohe Vergiinstigungen erhalten, wenn

sich ihre wirtschaftliche Leistungsfahigkeit im Vergleich zum massgebenden Einkommen, das auf der letzten defi-
nitiven Steuerveranlagung basiert, wesentlich verbessert hat und sie diese wesentliche Anderung bei der Gesuch-
stellung nicht mitgeteilt haben.
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Abs. 1 Gberprufen zu kénnen. Der Kanton muss regelmassig Uberprifen, ob das Berechnungs-
modell (einschliesslich Parameter) und die Werte der einzelnen Parameter mit Blick auf die zur
Verfligung stehenden kantonalen Mittel von 10 Mio. Franken je Jahr noch adéquat sind oder ge-
gebenenfalls — z.B. bei einer sich abzeichnenden deutlichen Erhéhung von Angebot und Nach-
frage — angepasst werden mussen.

Art. 17  Gesamtvolumen der Beitrage

Mit dem bisherigen KiBG fordert der Kanton die familien- und schulerganzende Kinderbetreuung
im Umfang von 10 Mio. Franken je Jahr. In das neue Verglinstigungssystem sollen seitens des
Kantons finanzielle Mittel im gleichen Umfang einfliessen. Im Sinn der Planungssicherheit kann
der Kanton somit weiterhin jahrlich wiederkehrend jeweils 10 Mio. Franken budgetieren. Neben
den 10 Mio. Franken des Kantons werden dem einheitlichen Vergilinstigungssystem wenigstens
10 Mio. Franken der politischen Gemeinden zugefiihrt, sodass Vergiinstigungen im Umfang von
wenigstens 20 Mio. Franken je Jahr ausgerichtet werden kdnnen.

Da in einem subjektorientierten System allerdings eine Punktlandung bei exakt 20 Mio. Franken
je Jahr schwierig ist, ist ein Mechanismus zur Kostenkontrolle erforderlich. Dieser wird in Abs. 2
geregelt. Wenn die Kosten fiir die Mindestvergiinstigungen in drei aufeinanderfolgenden Jahren
um mehr als Fr. 500'000.—*3 je Jahr hoher oder tiefer sind, muss die Regierung das Berech-
nungsmodell einschliesslich der Werte der einzelnen Parameter in geeigneter Form anpassen,
damit sich das effektive Beitragsvolumen dem Betrag von 20 Mio. Franken annéhert. Die entspre-
chenden Anpassungen werden gegeniiber dem Kantonsrat in der Rechnung, im Budget sowie im
Aufgaben- und Finanzplan in geeigneter Weise ausgewiesen.*

Im Rahmen des Controllings und Monitorings dirfte der Kanton die Tendenz beziiglich allfalligen
Minder- bzw. Mehraufwénden friihzeitig erkennen. Abs. 2 legt fest, wann die Regierung spétes-
tens Anpassungen vornehmen muss. Im Rahmen von Art. 16 Abs. 2 steht es der Regierung aller-
dings auch offen, schon zu einem friiheren Zeitpunkt einzugreifen. Dies dirfte insbesondere in
den ersten Vollzugsjahren der Fall sein, bis sich die Berechnungsgrundlagen entsprechend aus-
tariert haben. Solche Eingriffe ins System sollen mittelfristig nur zurtickhaltend geschehen, weil
ansonsten insbesondere auf Seite der Erziehungsberechtigten die Planungssicherheit einge-
schrénkt wird.

Art. 18  Finanzierung der Beitrage

Der Kanton und die politische Gemeinde, in der die Erziehungsberechtigten ihren Wohnsitz ha-
ben, finanzieren die Verginstigung gemeinsam. Dabei teilen sich der Kanton und die politische
Gemeinde die Kosten der Mindestverginstigung. Dariber hinaus haben die politischen Gemein-
den innerhalb des neuen St.Galler Systems die Mdglichkeit, die Uber alle politischen Gemeinden
hinweg einheitlich festgelegte Mindestvergiinstigung fiir die eigene Bevolkerung aufzustocken
(val. Art. 20).

Die Kosten der politischen Gemeinden fur die Mindestverglnstigung sind durch das Gesetz
vorgeschrieben und fur die Erfiillung des Gesetzes erforderlich. Zudem bleibt bei der Mindest-
vergunstigung sachlich, zeitlich und drtlich kein Entscheidungsspielraum fir die politische Ge-
meinde. Aus diesen Griinden handelt es sich bei der Mindestverglnstigung der politischen Ge-
meinden um gebundene Ausgaben, was in Abs. 2 der Klarheit halber festgehalten wird.

43 500'000 Franken entsprechen 2,5 Prozent des Gesamtumfangs von 20 Mio. Franken, sodass sich Mehrausgaben

bis zu dieser Grenze noch in einem verhéltnisméssigen Rahmen bewegen wiirden.

Wenn die Kosten des Kantonsanteils am Vergiinstigungssystem den grundsatzlich im entsprechenden Jahr zur
Verfigung stehenden Gesamtumfang tibersteigen, entspricht dies unumgéanglichen und dringlichen Mehrausga-
ben nach Art. 54 f. des Staatsverwaltungsgesetzes (sGS 140.1; abgekiirzt StVG), die von der Regierung zu be-
schliessen sind.

a4
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Art. 19  Vollzugskosten

Mit Art. 19 wird verdeutlicht, dass die Vollzugskosten nicht von den Kosten von Kanton und poli-
tischen Gemeinden fur die Verglnstigungen in Abzug gebracht werden, sondern zuséatzlich zu
finanzieren sind.

Art. 20 Zusatzbeitrage

Abs. 1 halt fest, dass es sich bei den Verglinstigungen um Mindestverglinstigungen handelt und
sich die Regelung des Gesamtvolumens (vgl. Art. 17) und der Finanzierung (vgl. Art. 18) auf die
Mindestverglnstigungen bezieht. Nach Abs. 2 kann die politische Gemeinde zusétzlich zu ihrem
als Mindestvergulinstigung festgelegten Kostenanteil auch héhere Vergiinstigungen — sogenannte
kommunale «Zusatzbeitrage» — ausrichten (vgl. detaillierte Ausfihrungen im Anhang). Die Re-
gierung sieht diese Mdglichkeit bewusst vor und erwartet, dass sie — oder die zweite Mdglichkeit
nach Art. 21 — von den politischen Gemeinden im Sinn der Aufrechterhaltung ihres bisherigen
finanziellen Engagements genutzt wird.

Die Aufstockung durch die politische Gemeinde ist als kommunaler Zusatzbeitrag zur Mindest-
verginstigung konzipiert. In diesem Sinn kdnnen Erziehungsberechtigten nur kommunale Zusatz-
beitrdge ausgerichtet werden, wenn ihnen auch eine Mindestvergunstigung gewahrt wird. Dem-
entsprechend gelten fir kommunale Zusatzbeitrage dieselben Rahmenbedingungen wie fiir
Mindestvergiinstigungen — z.B. in Bezug auf die unterstiitzten Betreuungsangebote und die
Anspruchsberechtigung. Da die Mindestverguinstigung und ein allfalliger kommunaler Zusatz-
beitrag in der Folge als Gesamtvergiinstigung betrachtet werden, decken die Regelungen be-
ziglich Plattform (insbesondere Datenbearbeitung und Datenbekanntgabe) und Verfahren fur
die Ausrichtung der Beitrdge (einschliesslich Rickerstattungspflicht) auch die kommunalen Zu-
satzbeitrage ab. Der Kanton beteiligt sich nicht an den kommunalen Zusatzbeitrage, d.h. diese
werden ausschliesslich durch die jeweilige politische Gemeinde finanziert.

Mit Abs. 3 wird — analog zu Art. 6 Abs. 2 — sichergestellt, dass hochstens die Kosten der Erzie-
hungsberechtigten fir das in Anspruch genommene Betreuungsangebot Gilbernommen werden.
Wenn die Gesamtverglnstigung — also die Summe aus der Mindestverginstigung und dem kom-
munalen Zusatzbeitrag — die Kosten Ubersteigt, wird die Differenz den Erziehungsberechtigten
nicht ausbezahlt.

Art. 21 Anderweitige Unterstiitzung

Die politischen Gemeinden haben neben Art. 20 eine zweite Mdéglichkeit zur weiteren kommuna-
len Unterstiitzung. Sie kénnen die Kinderbetreuung nach wie vor auch ausserhalb des St.Galler
Verglnstigungssystems fordern und bei dieser Forderung auch von den Anspruchsvoraussetzun-
gen der Mindestverglnstigung abweichen (vgl. detaillierte Ausfiihrungen im Anhang). Die Regie-
rung sieht diese Moglichkeit bewusst vor und erwartet, dass sie — oder die erste Moéglichkeit nach
Art. 20 — von den politischen Gemeinden im Sinn der Aufrechterhaltung ihres bisherigen finanziel-
len Engagements genutzt wird.

Art. 22 Vollzug

Seitens Kanton ist derzeit angedacht, dass das Amt fiir Soziales als zustandige kantonale Stelle
bezeichnet wird und die initiale, einmalige Anmeldung der Betreuungseinrichtungen bearbeitet
sowie Controlling und Monitoring sicherstellt. Nach Abs. 2 haben die politischen Gemeinden die
Maoglichkeit, die Aufgaben nach diesem Gesetz zusammen mit anderen Gemeinden (einschliess-
lich Schulgemeinden) zu erfullen. Damit konnten insbesondere auch kleinere Gemeinden von
positiven Skaleneffekten profitieren und administrative Kosten einsparen. Die Erfullung der Auf-
gaben der zustandigen kommunalen Stelle kann nicht an Dritte (z.B. Betreuungseinrichtungen)
Ubertragen werden.
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Art. 23 Verordnung
Die erforderlichen Ausflihrungsbestimmungen werden von der Regierung durch Verordnung
erlassen (vgl. Abschnitt 9).

Verfahren und Rekursinstanzen

Nach Art. 40 Abs. 1 VRP kdnnen Erziehungsberechtigte eine Verfligung der zustandigen Stelle
der politischen Gemeinde mit Rekurs an den Gemeinderat bzw. Stadtrat weiterziehen.*® Ver-
figungen und Entscheide des Gemeinderates bzw. Stadtrates kénnen nach Art. 43 Abs. 1
Bst. a VRP beim Departement des Innern mit Rekurs angefochten werden.

Vollzugsbeginn

Die Regierung bestimmt den Vollzugsbeginn des Gesetzes. Der Vollzug erfolgt folglich so bald als
madglich, friihestens im Jahr 2027. Es ist allerdings noch zu priifen, ob der Vollzug auf Beginn
eines Kalenderjahrs erfolgen soll oder ob die Einfiihrung auf Anfang des Schuljahrs sinnvoller ist.

7 Finanzielle und personelle Auswirkungen

7.1 Fordermittel fir die Kinderbetreuung

Die finanziellen Mittel des Kantons zur Forderung der familien- und schulerganzenden Kinder-
betreuung werden mit der vorliegenden Totalrevision nicht ausgebaut, d.h. sie bleiben wie bisher
bei 10 Mio. Franken je Jahr (vgl. Abschnitt 3.5.1). Die politischen Gemeinden werden durch das
neue Verglnstigungssystem ebenfalls zu einer Beteiligung im Mindestumfang von 10 Mio. Fran-
ken verpflichtet, um die Mindestvergtinstigungen ausrichten zu kénnen (vgl. Abschnitt 3.5.3). Da
diese 10 Mio. Franken allerdings rund 30 Mio. Franken unter den bestehenden kommunalen Auf-
wanden fir die Férderung der familien- und schulergénzenden Kinderbetreuung liegen, fihrt das
neue St.Galler System grundsatzlich nicht zu Mehraufwénden bei den politischen Gemeinden.
Der Systemwechsel wird lediglich bei denjenigen politischen Gemeinden héhere Ausgaben zur
Folge haben, die sich bisher finanziell gar nicht oder nur in sehr bescheidenem Umfang fiir die
familien- und schulergdnzende Kinderbetreuung engagieren. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass
die tatséachlichen Kosten fir jede einzelne politische Gemeinde von der tatsachlichen Nutzung
der Angebote durch die Erziehungsberechtigten sowie deren Einkommensverhéaltnisse abhéangen.

Exkurs: volkswirtschaftlicher Nutzen von Investitionen

Im INFRAS-Gutachten wird auf ungleiche Ausgangslagen der politischen Gemeinden hingewie-
sen. Politische Gemeinden, deren Erziehungsberechtigte eher hohere Einkommen erzielen, pro-
fitieren grundsatzlich bereits von hdheren Steuereinnahmen und missen im neuen St.Galler Sys-
tem folglich tiefere oder keine Vergunstigungen entrichten. Hingegen erhalten politische Gemein-
den mit eher weniger einkommensstarken Erziehungsberechtigten aktuell tiefere Steuereinnah-
men und missen hohere individuelle Verginstigungen bezahlen. Somit seien finanzschwache
politische Gemeinden in der Tendenz stéarker belastet als finanzstarke politische Gemeinden.
Dieser Mechanismus lasst sich bei einem einkommensabhangigen System nicht verhindern. Al-
lerdings dient der innerkantonale Finanzausgleich (u.a. der soziodemographische Sonderlasten-
ausgleich) dazu, finanzielle Unterschiede zwischen den politischen Gemeinden zu verringern.

Dariiber hinaus lohnen sich Investitionen in die Kinderbetreuung aus volkswirtschaftlicher Sicht, wie
verschiedene Studien aufzeigen.*® Mit der Nutzung von familien- und schulerganzenden Kinder-
betreuungsangeboten werden letztlich Arbeitskréfte frei, indem die Erziehungsberechtigten von
gewissen Erziehungs- und Betreuungsaufgaben entlastet werden. Mit der finanziellen Férderung

45 Nach Art. 40 Abs. 2 VRP kdnnen politische Gemeinden bestimmen, dass Verfiigungen unmittelbar an die kanto-

nale Rekursinstanz weitergezogen werden kdnnen.
46 Vgl. Bericht der WBK-N vom 14. Dezember 2022 zur Parlamentarischen Initiative 21.403 «Uberfiihrung der An-
stossfinanzierung in eine zeitgemasse Losung».
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kénnen mehr Erziehungsberechtige in den Arbeitsmarkt eintreten oder ihr Beschéaftigungspensum
erhohen. Im Idealfall verbleiben die Erziehungsberechtigten (und damit vermehrt auch die Miitter)
im Arbeitsprozess, sodass sowohl ihre Karrierechancen als auch ihre Lohne steigen. Die zuneh-
menden Erwerbseinkommen kénnen zu héheren Steuereinnahmen und zur Entlastung der Sozial-
hilfeausgaben fuhren. Auch bei den Kindern selbst ist ein solcher Nutzen absehbar. Dank guter
Betreuung verfligen sie insgesamt tber bessere kognitive, soziale und sprachliche Kompetenzen.
Sie sind seltener krank, zeigen bessere Schulleistungen und sind spater erfolgreicher auf dem
Arbeitsmarkt, was wiederum das Erwerbseinkommen und Steuereinnahmen bzw. Sozialhilfeaus-
gaben der politischen Gemeinden positiv beeinflussen kann, so die Studien.

7.2 Personalkosten fur den Vollzug

Fur die Koordination und das Controlling des Vergiinstigungssystems durch den Kanton wird mit

rund 20 Stellenprozenten gerechnet. Damit liegt der Aufwand des Kantons in einem ahnlichen

Rahmen wie beim bisherigen System und es ist seitens des Kantons — soweit ersichtlich — kein

Stellenausbau nétig. Ob es bei den politischen Gemeinden zu einem administrativen Mehrauf-

wand kommt, ist von der bisherigen Handhabung der jeweiligen politischen Gemeinde abhangig:

— Politische Gemeinden, die bereits ein subjektorientiertes Férdersystem anwenden, dirften
grundsatzlich einen &hnlichen oder tieferen Aufwand haben.*’

— Die anderen politischen Gemeinden werden einen von der Anzahl der Antrage abhéangigen
Mehraufwand erfahren.

Die Personalkosten ihrer administrativen Vollzugsstelle werden von den politischen Gemeinden
selbst getragen.

7.3 Kosten flr die Beschaffung und den Betrieb der Informatikldsung

einschliesslich Personalkosten
Die Kosten fiir die Beschaffung sowie den laufenden Betrieb der Informatiklésung werden hélftig
zwischen dem Kanton und den politischen Gemeinden aufgeteilt. Damit wird der standardmas-
sige Kostenschlissel nach Art. 33 E-GovG umgesetzt, zumal es sich um einen strategischen
E-Government-Service handeln wird.*® Zudem ist diese Kostenaufteilung sachgerecht, da die
politischen Gemeinden im Beitragsprozess zwar eine zentrale Rolle tibernehmen, die Férderung
der Kinderbetreuung und ein kantonsweit einheitliches, effizientes und kundinnen- und kunden-
freundliches System aber auch klar den strategischen Zielen des Kantons entsprechen.

Die Hohe der Kosten ist abhéngig von der letztlich gewahlten Informatiklésung und den konkre-
ten Anforderungen (z.B. ob eine bestehende Informatiklésung beschafft wird oder eine Informa-
tiklosung neu entwickelt werden muss):

— Beschaffungskosten: Ausgehend von Erfahrungen anderer Kantone sind Beschaffungskosten
von rund 200'000 Franken bis 800'000 Franken denkbar;

— jahrlich wiederkehrende Kosten: Fur Lizenzen, Support usw. seitens der Anbieterin oder des
Anbieters sind — ebenfalls basierend auf Erfahrungen anderer Kantone und abhéngig von der
Anzahl Gesuche — rund 200'000 bis 400000 Franken denkbar. Hinzu kommt seitens eGovSG
eine Service-Managerin oder ein Service-Manager fiir den Betrieb der Informatikldsung, was
eGovSG im Fall einer Vollzeitstelle jeweils mit htéchstens 150'000 Franken budgetiert.

47 Die Ecoplan-Studie bewertet den Aufwand der politischen Gemeinden im bestehenden Modell als etwas hoher,
da die politischen Gemeinden den Kantonsbeitrag mit dem Kanton abwickeln und daneben noch ein eigenes Fi-
nanzierungssystem pflegen mussen.

48 Am 27. November 2024 hat das Kooperationsgremium von eGovSG den strategischen E-Government-Service
«KiBG-IT» nach Art. 24 Abs. 1 Bst. ¢ i.V.m. Art. 24 Abs. 2 E-GovG beschlossen.
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Aufgrund der halftigen Kostenaufteilung fuhrt die Informatiklésung fiir die politischen Gemeinden
und den Kanton folglich voraussichtlich zu einmaligen Beschaffungskosten von je 100'000 bis
400'000 Franken und zu jahrlich wiederkehrenden Kosten von je 175'000 bis 275'000 Franken.
Der Finanzierungsanteil des Kantons fallt zusatzlich zu den eigentlichen Foérdermitteln im Umfang
von 10 Mio. Franken an, damit den Erziehungsberechtigten der volle Férderbeitrag zugutekommit.
Der Finanzierungsanteil der politischen Gemeinden wird voraussichtlich in Abhangigkeit der je-
weiligen Einwohnerzahl unter den 75 Gemeinden aufgeteilt.

8 Referendum

Das neue Gesetz liber Beitrage fiir familien- und schulergdnzende Kinderbetreuung unterliegt
nach Art. 49 Abs. 1 Bst. a der Kantonsverfassung (sGS 111.1; abgekirzt KV) i.V.m. Art. 5
des Gesetzes Uber Referendum und Initiative (sGS 125.1; abgekirzt RIG) dem fakultativen
Gesetzesreferendum. Die Totalrevision hat auf kantonaler Ebene voraussichtlich lediglich ge-
ringe Mehrkosten zur Folge (vgl. Abschnitt 7), weshalb sie nicht dem Finanzreferendum nach
Art. 48 Bst. d und Art. 49 Abs. 1 Bst. ¢ KV i.V.m. Art. 6 f. RIG untersteht.

9 Erlass von Verordnungsrecht

Nach Art. 5 Abs. 1°'s StVG unterbreitet die Regierung dem Kantonsrat bei Entwiirfen mit Geset-
zesrang im Rahmen der Botschaft auch die Grundziige des angedachten zugehdrigen Verord-
nungsrechts, wenn die Verordnung von erheblicher Bedeutung ist. Die fur die vorliegende Total-
revision notigen Verordnungsbestimmungen sind von erheblicher Bedeutung. Daher werden die
Grundziige des angedachten zugehorigen Verordnungsrechts im Folgenden grob skizziert.

Anmeldung von Einrichtungen fiir den Vollzug dieses Erlasses (Art. 23 Bst. a)

Die Betreuungseinrichtungen missen sich beim Kanton — voraussichtlich beim Amt fir Soziales —
einmalig fur die Teilnahme am St.Galler Verglnstigungssystem anmelden, damit sie in die Infor-
matiklosung aufgenommen und Teil des Prozesses werden kdnnen. Die Anmeldung soll még-
lichst einfach ausgestaltet sein und sich auf das notwendige Mass beschranken. So liegen dem
Amt fur Soziales beispielsweise die Bewilligungen der Kindertagesstétten bereits vor, sodass die
Kindertagesstatte fiur die Teilnahme weder um eine neue Bewilligung ersuchen noch die Bewilli-
gung erneut einreichen muss. Mit einem Anmeldeformular werden lediglich die zusétzlich noch
notwendigen Informationen eingeholt — z.B. die Zustimmung zu den Nutzungsbedingungen der
Informatiklosung, Angaben zu den Mitarbeitenden, die einen Zugang zur Informatiklosung erhalten
sollen, oder die Kontodaten der Betreuungseinrichtung fir die Auszahlung der Vergunstigungen.

Anspruchsberechtigung je nach Regelung der Obhut und Ausnahmeregelung (Art. 23 Bst. b)
Erziehungsberechtigte kdnnen fir ein in ihrer Obhut stehendes Kind eine Vergunstigung beantra-
gen. Aufgrund der bestehenden Vielzahl an gelebten Familienformen ist den Besonderheiten der
maoglichen Konstellationen Rechnung zu tragen (z.B. gemeinsame Obhut, geteilte Obhut, alleinige
Obhut, Obhutsentzug, Umgang und Anrechenbarkeit von Unterhaltsbetrédgen). Die Verordnungs-
regelungen sollen moglichst prazise sein und alle Konstellationen abdecken, um allfallige Zustén-
digkeitskonflikte zwischen den politischen Gemeinden von Beginn an zu vermeiden.

Des Weiteren wird die Ausnahmeregelung beim Mindestbeschéaftigungspensum, die in Abschnitt
3.2 skizziert wird, auf Verordnungsebene prazisiert. Damit soll der administrative Aufwand der po-
litischen Gemeinden reduziert und eine unterschiedliche Handhabung zwischen den politischen
Gemeinden vermieden werden.

Bemessung des massgebenden Einkommens (Art. 23 Bst. ¢)
Es bietet sich an, die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit nach dem massgebenden Einkommen
bei den IPV zu bestimmen, da sich die Berechnung somit auf eine bestehende, funktionierende
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Berechnungsgrundlage abstitzt. Zudem wéare damit nicht alleine das steuerbare Einkommen re-
levant. Konkret wiirde sich das massgebende Einkommen wie nach Art. 12 der Verordnung zum
Einfihrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung Uber die Krankenversicherung (sGS 331.111) wie
folgt bestimmen:

Reineinkommen des vorletzten Jahres

+ 20 Prozent des steuerbaren Vermdgens

+ Beitrage an die gebundene Selbstvorsorge Saule 3a

+ Beitrage an die berufliche Vorsorge

+ Liegenschaftsaufwand, soweit dieser den Pauschalabzug von 20 Prozent der Mieteinnahmen

Ubersteigt

Vorjahresverluste nach Art. 42 des Steuergesetzes (sGS 811.1)

75 Prozent des im vereinfachten Verfahren nach Art. 3 des Bundesgesetzes tiber Massnah-

men zur Bekampfung der Schwarzarbeit (SR 822.41) abgerechneten Bruttolohns

+ freiwillige Zuwendungen und Parteispenden

+ Abzug von 30 Prozent auf den Mietwert des selbstbewohnten Eigenheims

+ Abzug von 30 Prozent auf den Ertrdgen von qualifizierten Beteiligungen des Geschéfts- und
Privatvermdgens

- IPV-Kinderabzug von Fr. 4'000.—

+ +

= massgebendes Einkommen

Dabei nicht relevant wére die Vermdgensobergrenze von Fr. 100'000.— nach Art. 12 Abs. 3 der
Verordnung zum Einfihrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung tber die Krankenversicherung
(sGS 331.111), da im St.Galler Verglnstigungssystem eine eigene Einkommensobergrenze fest-
gelegt wird (vgl. Abschnitt 3.4).

Im Rahmen der weiteren Projektarbeiten wird im Detail gepruft, ob sich das massgebende Ein-
kommen nach IPV effektiv flr das neue Verginstigungssystem eignet oder wie die Berechnung
des massgebenden Einkommens dafir — in Anlehnung an die Methode nach IPV — angepasst
werden soll. Bei dieser Uberprifung wird u.a. im Detail geklart, welche Methode sich wie auf den
administrativen Aufwand auswirkt und in welcher Form die bendtigten Steuerdaten gezogen wer-
den kénnen.

Unabhéngig von der genauen Methode zur Bestimmung des massgebenden Einkommens mis-
sen bei der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit verschiedene Konstellationen bertcksichtigt wer-
den:

— Lebt eine erziehungsberechtigte Person mit einer Partnerin oder einem Partner in einem ge-
meinsamen Haushalt (z.B. in Ehe, eingetragener Partnerschaft oder einem Konkubinat), die
oder der gegentiber dem Kind nicht erziehungsberechtigt ist, soll auch das massgebende
Einkommen dieser Partnerin bzw. dieses Partners in die Bemessung der wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit der erziehungsberechtigten Person einfliessen.

— Bei quellenbesteuerten Personen kdnnte dieselbe Bemessung des massgebenden Ein-
kommens angewendet werden, wie sie bei der IPV angewendet wird (vgl. Art. 12°'s der Ver-
ordnung zum Einfihrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung tber die Krankenversicherung
[sGS 331.111)).

Auch der Aspekt der wesentlichen Anderung soll auf Verordnungsebene naher ausgefiihrt wer-
den. Wenn sich ihre finanziellen Verhéltnisse im Unterschied zur letzten definitiven Steuerveran-
lagung der Kantons- und Gemeindesteuern wesentlich veréandert haben, wird das massgebenden
Einkommen aufgrund aktueller Gegebenheiten zum Zeitpunkt der Gesuchstellung bestimmt. Dies
ist z.B. der Fall, wenn die Erziehungsberechtigten zum friiheren Zeitpunkt gemass der letzten de-
finitiven Steuerveranlagung noch ein deutlich htheres Beschaftigungspensum und somit auch ein
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entscheidend hoheres Einkommen aufgewiesen haben als nun nach der Geburt des zu betreuen-
den Kindes. So gelten z.B. im Kanton Appenzell Ausserrhoden Anderungen des massgebenden
Einkommens um 20 Prozent oder mehr als wesentliche Anderung, bei der Stadt Solothurn ist
dies bei einer Veranderung der finanziellen Verhaltnisse um mehr als 25 Prozent der Fall.

Berechnungsmodell (Art. 23 Bst. d)

Wie in Abschnitt 3.4 aufgezeigt, werden auf Verordnungsebene die Berechnungsformel und die
Werte der einzelnen Parameter wie z.B. eine Einkommensobergrenze sowie die Héhe der maxi-
malen Verginstigungen festgelegt. Das Berechnungsmodell des Kantons St.Gallen wird sich
voraussichtlich an der Berechnungsformel der Stadt Solothurn orientieren, wobei allerdings die
Werte der einzelnen Parameter unabhangig von denjenigen der Stadt Solothurn und passend flr
den Kanton St.Gallen definiert werden. Da das St.Galler System im Gegensatz zum Solothurner
Modell als Mindestverglinstigung konzipiert ist, muss die Berechnungsformel mit einem zusatzli-
chen Parameter erweitert werden, der die moégliche Aufstockung der Verglinstigung durch die je-
weilige politische Gemeinde beriicksichtigt (vgl. detaillierte Ausfiihrungen im Anhang).

Im Rahmen der Projektarbeiten werden zurzeit mit Hilfe von verschiedenen Daten (z.B. Einkom-
menssituation der Bevoélkerung sowie Inanspruchnahme und Umfang der familienergénzenden
Kinderbetreuung) umfassende Hochrechnungen angestellt, damit die Werte der Parameter an-
schliessend adaquat festgelegt werden kénnen und der Kostenanteil des Kantons die zur Ver-
fugung stehenden finanziellen Mittel von 10 Mio. Franken je Jahr nicht Ubersteigt.

Plattform (Art. 23 Bst. e)

Bei der Plattform stellen sich verschiedene Fragen zum Datenschutz und zur Informationssicher-
heit, die im weiteren Verlauf des bereits lancierten Informatikprojekts im Detail definiert werden
mussen. Die Verordnung wird folglich Regelungen zu Datenkategorien (insbesondere der aus
den Datensammlungen angeforderten Daten), Datenbearbeitungslogik (insbesondere Prozess
des Abrufverfahrens), Zustandigkeit und Verantwortung, Zugriff, Aufbewahrung und Léschung
umfassen.*®

Im ganzen Prozess durfen nur diejenigen Daten abgefragt, bearbeitet und bekanntgegeben wer-

den, die fur den Vollzug des Vergunstigungssystems zwingend erforderlich sind. Mit Blick auf

die Handhabung in anderen Kantonen dirften im Gesuch voraussichtlich folgende Daten und

Angaben abgefragt werden:

a) Daten der Erziehungsberechtigten (z.B. Vorname, Name, Geburtsdatum, Geschlecht,
Adresse, E-Malil, Telefon);

b) Daten des Kindes bzw. der Kinder (z.B. Vorname, Name, Geburtsdatum);

c) Daten zur Betreuung (z.B. Betreuungsangebot, Betreuungseinrichtung, Betreuungspensum);

d) Beschaftigungspensum der Erziehungsberechtigten;

e) finanzielle Verhéltnisse (insbesondere massgebendes Einkommen);

f)  Dokumente (Erziehungsberechtigte kdnnen bzw. missen je nach Angaben im Gesuch
gewisse Unterlagen wie z.B. die aktuellste Steuerveranlagung hochladen).

Im laufenden Informatikprojekt wird angestrebt, dass die Daten von a), b) und e) durch die Er-
ziehungsberechtigten bei der Gesuchstellung aus der kantonalen Einwohnerdatenplattform bzw.
dem Steuerregister in das Gesuch gezogen werden kénnen. Die Erziehungsberechtigten sollen
diese Angaben folglich nicht selbst eingeben, sondern lediglich noch kontrollieren und allenfalls
korrigieren mussen. Dies folgt dem Grundsatz einer schlanken Datenbewirtschaftung und ent-

49 Eine Vorabkonsultation durch die Fachstelle fir Datenschutz nach Art. 8b Abs. 1 Bst. a DSG hat in Bezug auf das

Rechtsetzungsprojekt bereits stattgefunden. Beim Informatikprojekt wird zur gegebenen Zeit ebenfalls eine Vorab-
konsultation durch die Fachstelle fir Datenschutz durchgefiihrt. Somit kann das Einhalten der datenschutzrechtli-
chen Rahmenbedingungen sichergestellt werden.
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spricht im Ubrigen dem durch den Kanton St.Gallen angestrebten Prinzip «Once Only», wonach
in der Interaktion mit der 6ffentlichen Verwaltung die gleichen Daten nur einmal erfasst werden
mussen.

Fur die Bestatigung des Betreuungsverhaltnisses (vgl. Art. 10) werden der entsprechenden
Betreuungseinrichtung tber die Plattform die dafiir erforderlichen Angaben der Erziehungs-
berechtigten (insbesondere das im Gesuch angegebene Betreuungspensum) bekanntgegeben.
Im Anschluss prift die politische Gemeinde das Gesuch der Erziehungsberechtigten. Zur Verifi-
zierung kann sie die Angaben im Gesuch mit den entsprechenden Daten aus der kantonalen
Einwohnerdatenplattform bzw. dem Steuerregister abgleichen. In den Féllen, in denen die Er-
ziehungsberechtigten im Gesuch die aus den beiden Datenquellen selbst gezogenen Daten un-
verandert eingereicht haben, erlibrigt sich die Verifizierung dieser Angaben, sodass die politische
Gemeinde nicht erneut von den Schnittstellen zu den beiden Datenquellen Gebrauch machen
muss. Die Schnittstellen zur kantonalen Einwohnerdatenplattform und zu den Steuerdaten sollen
generell und bewusst nur im fir den Vollzug des Verginstigungssystems erforderlichen Umfang
eingesetzt werden. So werden die politischen Gemeinden keinen generellen Zugang zu diesen
Datenquellen erhalten, sondern jeweils nur die notwendigen Daten der gesuchstellenden Person
abrufen kénnen. Das bedeutet auch, dass z.B. die Daten von Erziehungsberechtigten, die kein
Gesuch um Verglnstigung gestellt haben, oder von Kindern, bei denen z.B. aufgrund ihres fort-
geschrittenen Alters kein Anspruch auf eine Vergulinstigung besteht, weder eingesehen werden
kdénnen noch auf die Plattform gelangen sollen.

Als Nachstes lasst die politische Gemeinde Uber die Plattform auf der Basis der Angaben aus
dem Gesuch automatisch die Hohe der individuellen Vergiinstigung berechnen und die entspre-
chende Beitragsverfligung generieren. Nach Art. 11 stellt sie die Beitragsverfiigung den Erzie-
hungsberechtigten — wenn mdglich elektronisch (vgl. Abschnitt 6 zu Art. 11) — zu. Parallel dazu
gibt die politische Gemeinde der entsprechenden Betreuungseinrichtung tber die Plattform die
fur sie relevanten Angaben aus der Beitragsverfiigung (insbesondere die Hohe der individuellen
Verglnstigung) bekannt.

Im Rahmen seiner Controlling- und Monitoring-Funktion muss der Kanton im Einzel- bzw. Ver-
dachtsfall nachvollziehen kénnen, wie eine politische Gemeinde das Gesuch einer Erziehungs-
berechtigten gepruft und die Verglinstigung verfugt hat, zumal es sich auch um kantonale Gelder
handelt. Die zustéandige kantonale Stelle soll Giber die Plattform allerdings nicht generell Einsicht
in alle Daten der Erziehungsberechtigten erhalten, sondern lediglich auf die fiir Controlling und
Monitoring erforderlichen Daten und nur bei den fiir eine Stichprobe bestimmten Fallen (vgl. Ab-
schnitt 6 zu Art. 16).

Des Weiteren soll der Zugriff auf die Plattform sowohl bei der zustandigen kantonalen Stelle als
auch bei den zustandigen kommunalen Stellen méglichst auf ein Minimum beschréankt werden,
sodass nur diejenigen Personen Zugang erhalten, die diesen zur Aufgabenerfillung unbedingt
bendtigen. Die Daten werden in der Plattform so lange aufbewahrt, wie es der Bearbeitungs-
zweck erfordert. Dabei ist z.B. zu berlcksichtigen, dass nach Art. 13 eine Rickerstattungspflicht
besteht und die politischen Gemeinden unrechtmassig bezogene Beitréage innert finf Jahren seit
Rechtskraft der Beitragsverfligung zurtickfordern kdnnen. Die Aufbewahrung und Léschung rich-
tet sich im Ubrigen nach dem Gesetz (iber Aktenfiihrung und Archivierung (sGS 147.1). Dariiber
hinaus muissen die Rechte der betroffenen Personen nach Art. 17 ff. DSG gewahrt werden.

Verfahren fur die Ausrichtung von Beitragen (Art. 23 Bst. f)

Das Verfahren bei z.B. Gesuchstellung und Gesuchpriifung sowie Beitragsverfigung und Bei-
tragsauszahlung bedarf punktuell weiterer Prazisierungen. So missen u.a. die Auszahlungs-
modalitaten (z.B. Quartals- oder Jahresrechnungen oder Akontozahlungen) festgelegt werden.
Diese Aspekte werden — auch in Abstimmung mit dem lancierten Informatikprojekt — im weiteren
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Projektverlauf geklart. Im Speziellen ist angedacht, dass die Beitragsauszahlung auch bei der
Nutzung einer ausserkantonalen Betreuungseinrichtung als indirekte Subjektfinanzierung (Aus-
zahlung an die Einrichtung) erfolgt. Auf eine direkte Subjektfinanzierung (Auszahlung an die
Erziehungsberechtigten) soll aus den in Abschnitt 3.1 erlauterten Griinden verzichtet werden.

10 Antrag
Wir beantragen lhnen, Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren, auf das Gesetz tber
Beitrage fur familien- und schulerganzende Kinderbetreuung einzutreten.

Im Namen der Regierung

Susanne Hartmann
Prasidentin

Dr. Benedikt van Spyk
Staatssekretar
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Anhang: Kommunaler Handlungsspielraum im St.Galler System

Neues St.Galler Verglinstigungssystem

Das Berechnungsmodell des Kantons St.Gallen wird sich voraussichtlich an der Berechnungs-

formel der Stadt Solothurn orientieren, wobei allerdings die Werte der einzelnen Parameter unab-

héngig von denjenigen der Stadt Solothurn definiert werden. Da das St.Galler System auf einer

Mindestverglinstigung basiert, muss die Berechnungsformel mit zuséatzlichen Parametern erwei-

tert werden, welche die mdgliche Aufstockung der Verginstigung durch die jeweilige politische

Gemeinde beriicksichtigen:

— ein einkommensabhangiger Zusatz (eine um Fr. X.— héhere maximale Verginstigung je
Betreuungseinheit);

— ein einkommensunabhéngiger Zusatz (plus Fr. X.— je Betreuungseinheit).

Eine entsprechende Berechnungsformel kénnte wie folgt definiert werden:°

Formel Legende

\Y, Verglinstigung je Betreuungseinheit

MaxV  maximale Verginstigung je Betreuungseinheit
MinmE minimales massgebendes Einkommen
MaxmE maximales massgebendes Einkommen

ME — MinmE !
V=MaxV+2Zy)x (1 - —) 2 ME massgebendes Einkommen
MaxmE — MinmE Z einkommensabhangige Zusatzvergiinstigung
der politischen Gemeinde
Z> einkommensunabhéngige Zusatzverglinstigung

der politischen Gemeinde

Da das St.Galler System aus Mindestvergunstigungen einerseits und kommunalen Zusatz-

vergunstigungen anderseits besteht, werden die Mindestvergiinstigungen allein nicht gleich

hoch ausfallen wie die Gesamtverginstigungen im Solothurner Modell. Wenn die Werte der

maximal moglichen Verginstigungen (MaxV) im Vergleich zur Stadt Solothurn beispielsweise

um 60 Prozent tiefer angesetzt werden, ergeben sich die folgenden Berechnungsbeispiele:

— Mit einem massgebenden Einkommen von Fr. 80'000.— erhalt eine Erziehungsberechtigte
fur die Betreuung ihres Uber 18 Monate alten Kindes wéahrend eines Tages in einer
Kindertagesstatte eine Mindestverginstigung von Fr. 25.35 (Solothurn: Fr. 63.35). Davon
Ubernehmen der Kanton und die politische Gemeinde je die Halfte. Wenn dieselbe Erzie-
hungsberechtigte die Kindertagesstéatte an 100 Tagen im Jahr (also grundsatzlich zwei Tage
je Woche) nutzt und die Tagesverglnstigung auf das ganze Jahr hochgerechnet wird, erhalt
sie in diesem Jahr fir die Betreuung des Kindes eine Mindestvergtinstigung im Gesamtumfang
von rund 2'535 Franken.

— Wenn in derselben Konstellation die Erziehungsberechtigten ein massgebendes Einkommen
von Fr. 100'000.— aufweisen, erhalten sie eine Mindestvergtinstigung von Fr. 19.— (Solothurn:
Fr. 47.50).

— Wenn in derselben Konstellation die Erziehungsberechtigten ein massgebendes Einkommen
von Fr. 120'000.— aufweisen, erhalten sie eine Mindestverglnstigung von Fr. 12.65 (Solothurn:
Fr. 31.65).

Bei der grossen Mehrheit der politischen Gemeinden wird der kommunale Kostenanteil an den
Mindestverglnstigungen unter ihrem heutigen finanziellen Aufwand fiir die familien- und schul-
erganzende Kinderbetreuung liegen. In diesem Fall haben die politischen Gemeinden beim
neuen St.Galler System einen grossen Handlungsspielraum und verschiedene — auch kombinier-
bare — Méglichkeiten, um ihr Engagement wieder auf das bisherige Niveau anzuheben oder noch
weiter auszubauen.

50 Diese Berechnung entspricht derjenigen der Stadt Solothurn, die Formel wurde zur besseren Verstandlichkeit

lediglich umgeformt.
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Moglichkeit 1: Aufstockung der Mindestvergilnstigung im St.Galler System

Die politische Gemeinde kann sich am Vergunstigungssystem starker beteiligen und mehr als die

einheitlich festgelegte Mindestverginstigung ausrichten:

— Sie kann uUber die Plattform bei ihren Erziehungsberechtigten die individuelle Mindestvergiins-
tigung einkommensabhangig erhéhen, indem sie z.B. den Wert der maximal méglichen Ver-
glnstigung je Betreuungstag in Kindertagesstatten um Fr. 20.— hdher ansetzt.

— Sie kann uber die Plattform bei ihren Erziehungsberechtigten die individuelle Mindestvergiins-
tigung einkommensunabhéngig erhéhen — z.B. generell um Fr. 20.— je Betreuungstag.

Bei diesen beiden Beispielen wirden sich fir die Betreuung eines Kindes tber 18 Monate wahrend

eines Tages in einer Kindertagesstatte je nach massgebendem Einkommen und je nach einkom-

mensabhangigem oder einkommensunabhangigem Zusatz die folgenden individuellen Vergtinsti-

gungen ergeben (vgl. Tabelle 11):

Mindestver- Mindestvergilinstigung + Mindestvergunstigung +
glinstigung einkommensabhéangiger einkommensunabhéngiger
Zusatz (+ Fr. 20.-) Zusatz (+ Fr. 20.-)
Vergunstigung bei einem massgeben- Fr. 25.35 Fr. 38.65 Fr. 45.35
den Einkommen von Fr. 80'000.—
Vergunstigung bei einem massgeben- Fr. 19.00 Fr. 29.00 Fr. 39.00
den Einkommen von Fr. 100'000.—
Verglinstigung bei einem massgeben- Fr 12.65 Fr. 19.35 Fr. 3265

den Einkommen von Fr. 120'000.—

Tabelle 11: Beispiel der individuellen Vergunstigung fir die Betreuung eines Kindes tber 18 Monate wahrend
eines Tages in einer Kindertagesstétte je nach Einkommen und je nach Zusatz

Moglichkeit 2: anderweitige Unterstitzung der Kinderbetreuung

Die politische Gemeinde kann die familien- und schulergénzende Kinderbetreuung auch unab-

hangig des Verglnstigungssystems anderweitig unterstiitzen. Hierbei stehen ihr wie bisher ver-

schiedene Herangehensweisen offen, die in der Praxis auch in Kombination miteinander vor-
kommen:

— Die politische Gemeinde fuhrt selbst ein Betreuungsangebot und trégt die nicht gedeckten
Kosten. Diese Differenz kann bewusst hoher ausfallen, damit die Erziehungsberechtigten von
vergunstigten Tarifen profitieren.

— Die politische Gemeinde hat mit einer Betreuungseinrichtung eine Leistungsvereinbarung ab-
geschlossen und unterstitzt sie mit einer Defizitdeckung oder einem Pauschalbetrag. Dies er-
maoglicht, dass die Betreuungseinrichtung vergunstigte Tarife anbieten kann.

— Die politische Gemeinde stellt einer Betreuungseinrichtung eine gemeindeeigene Infrastruktur
kostenlos oder zu vergiinstigten Mietkonditionen zur Verfligung.

— Die politische Gemeinde unterstiitzt die Erziehungsberechtigten mittels direkter Subjektfinan-
zierung. Dabei erfolgt die Verglnstigung z.B. im Rahmen einer Teilrlickerstattung der Kinder-
betreuungskosten an die Erziehungsberechtigten gegen Ende des Jahres.

— Die politische Gemeinde hat mit einer Betreuungseinrichtung eine Leistungsvereinbarung ab-
geschlossen und unterstitzt sie mittels indirekter Subjektfinanzierung. Dabei erfolgt der Geld-
fluss an die Betreuungseinrichtung und diese zieht auf der Rechnung der Erziehungsberech-
tigten eine (teilweise einkommensabhangige) Vergtinstigung ab.

Weitere Hinweise

Der Kanton empfiehlt den politischen Gemeinden mit Blick auf die beiden Mdglichkeiten, die
Mindestverglnstigungen im St.Galler System mit Zusatzvergtnstigungen aufzustocken (Méglich-
keit 1). Damit kbnnen Synergien genutzt sowie administrative Mehraufwande bei den politischen
Gemeinden gesenkt werden. Wenn sich die politische Gemeinde dafir entscheidet, weitere Un-
terstlitzung ausserhalb des Verglinstigungssystems auszurichten, empfiehlt der Kanton dafir
eine Objektfinanzierung. Denn zwei parallele, subjektorientierte Fordersysteme wirden einen
grossen Mehraufwand fir alle Beteiligten (auch fiir Erziehungsberechtigte und Betreuungsein-
richtungen) verursachen.
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Kantonsrat St.Gallen 22.25.02

Gesetz
uber Beitrage fur familien- und schulerganzende Kinderbetreuung

Entwurf der Regierung vom 4. Februar 2025

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen
hat von der Botschaft der Regierung vom 4. Februar 20255 Kenntnis genommen und
erlasst

als Gesetz:

.  Allgemeine Bestimmungen
Art. 1 Zweck

1 Zur Starkung der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstatigkeit gewahren der Kanton und die
politischen Gemeinden Erziehungsberechtigten Beitrage an die Kosten der familien- und schul-
erganzenden Kinderbetreuung.

Art. 2 Begriffe

1 Erziehungsberechtigte im Sinn dieses Erlasses sind Personen, die flr ein in ihrer Obhut stehen-
des Kind Beitrage an die Kosten der familien- und schulerganzenden Kinderbetreuung geltend
machen.

2 Tagesfamilienorganisationen im Sinn dieses Erlasses koordinieren und vermitteln die Betreuung
in Tagesfamilien.

II. Anspruch und Bemessung
Art. 3 Unterstiitzte Betreuungsangebote

1 Beitrage werden fir die Kinderbetreuung in einer anerkannten und angemeldeten Einrichtung
ausgerichtet.

2 Als anerkannte Einrichtungen gelten:
a) Kindertagesstatten, die Uber eine Bewilligung nach Art. 13 ff. der eidgendssischen Verord-
nung Uber die Aufnahme von Pflegekindern vom 19. Oktober 1977° verfligen;

51 ABI 2025-ee.
52 SR 211.222.338.
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b) Tagesfamilienorganisationen, deren angeschlossene Tagesfamilien nach Art. 12 der eidge-
nossischen Verordnung tber die Aufnahme von Pflegekindern vom 19. Oktober 197753 ge-
meldet sind;

¢) Einrichtungen fir schulergdnzende Betreuung des Volksschultragers sowie durch Volks-
schultrager oder politische Gemeinde beauftragte private Tragerschaften, die tiber ein Quali-
tatskonzept nach Art. 19" Abs. 2 des Volksschulgesetzes vom 13. Januar 1983°%* verfiigen;

d) anerkannte private Sonderschulen, wenn die schulerganzende Betreuung in der Leistungs-
vereinbarung nach Art. 40 des Volksschulgesetzes vom 13. Januar 1983% enthalten ist.

3 Als angemeldete Einrichtungen gelten Einrichtungen nach Abs. 2 dieser Bestimmung, die sich
bei der zustandigen kantonalen Stelle fiir die Mitwirkung am Vollzug dieses Erlasses angemeldet
haben.

Art. 4 Anspruchsberechtigung

1 Anspruch auf Beitrage haben Erziehungsberechtigte mit zivilrechtlichem Wohnsitz im Kanton,
die eine selbstandige oder unselbsténdige Erwerbstatigkeit ausiiben, mit einem Beschaftigungs-
grad von:

a) wenigstens 20 Prozent;

b) zusammen wenigstens 120 Prozent, wenn sie einen gemeinsamen Haushalt fiihren.

2 Die zustandige kommunale Stelle kann Erziehungsberechtigte in begriindeten Ausnahmefallen
vom Erfordernis des minimalen Beschéaftigungsgrads entbinden.

3 Beitrage werden fir die Betreuung von Kindern im Alter ab drei Monaten bis zum Abschluss der
Primarschule ausgerichtet.

Art. 5 Beitragsbemessung
a) massgebendes Einkommen

1 Die Beitrage richten sich nach der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der Erziehungsberechtig-
ten.

2 Die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit bestimmt sich nach dem massgebenden Einkommen.

3 Grundlage fur die Bestimmung des massgebenden Einkommens bildet in der Regel die letzte
definitive Steuerveranlagung der Kantons- und Gemeindesteuern.

4 Hat sich das massgebende Einkommen im Vergleich zur letzten definitiven Steuerveranlagung
wesentlich verandert, wird das massgebende Einkommen aufgrund aktueller Gegebenheiten be-
stimmt.

Art. 6 b) Hohe der Beitrage

1 Die Hohe der Beitrage wird nach einem linearen Modell berechnet.

2 Ein Beitrag darf die Kosten der Erziehungsberechtigten fur das in Anspruch genommene Be-
treuungsangebot nicht Ubersteigen.

53 SR 211.222.338.
54 sGS213.1.
5 sGs213.1.
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lll. Plattform fir die Ausrichtung der Beitrage
Art. 7 Betrieb

! Der Kanton und die politischen Gemeinden betreiben gemeinsam elektronisch eine Plattform fur
die Ausrichtung der Beitrage an die Kosten der familien- und schulergénzenden Kinderbetreuung.

Art. 8 Datenbearbeitung und Datenbekanntgabe

! Die zustandigen kantonalen und kommunalen Stellen kdnnen Uber die Plattform Personen-
daten, einschliesslich besonders schiitzenswerter Personendaten und Persoénlichkeitsprofile, be-
arbeiten und einander sowie den Einrichtungen bekanntgeben, soweit dies fiir den Vollzug dieses
Erlasses erforderlich ist.

2 Die Datenbearbeitung und Datenbekanntgabe umfasst folgende Personendaten:

a) Angaben und Unterlagen, die im Verfahren nach Art. 9 ff. dieses Erlasses von den Erzie-
hungsberechtigten und den Einrichtungen erfasst werden;

b) weitere erforderliche Angaben, die nach Art. 15 des Datenschutzgesetzes vom 20. Januar
2009°%¢ von der kantonalen Einwohnerdatenplattform und aus den Steuerdaten elektronisch
abgerufen werden kdnnen.

IV. Verfahren
Art. 9 Gesuch
1 Beitrage an die Kosten der familien- und schulerganzenden Kinderbetreuung werden auf Ge-

such der Erziehungsberechtigten an die zustandige kommunale Stelle hin gewahrt.

2 Die Beitrage werden riickwirkend bis zum Datum der Inanspruchnahme des Betreuungsange-
bots ausgerichtet, wenn das Gesuch innert 30 Tagen seit Inanspruchnahme des Betreuungs-
angebots eingereicht wird. Fir spater eingereichte Gesuche erfolgt die Beitragsausrichtung ab
dem Zeitpunkt der Gesuchstellung.

Art. 10  Bestatigung des Betreuungsverhaltnisses

1 Die Einrichtung bestatigt das Betreuungsverhaltnis des Kindes tber die Plattform.

Art. 11  Beitragsverfiigung
! Die zustandige kommunale Stelle priift die Anspruchsberechtigung und verfugt die Hohe des
Beitrags.

2 Der Beitrag wird in der Regel fiir die Dauer von zwolf Monaten verfiigt.

3 Die Beitragsverfiigung wird angepasst bei einer Anderung:
a) der Berechnung der Beitrage nach Art. 6 Abs. 1 dieses Erlasses;
b) der rechtlichen Verhaltnisse.

5%  sGs142.1.
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Art. 12 Beitragsauszahlung
1 Die zustandige kommunale Stelle zahlt die Beitrage an die Einrichtung aus.

2 Die Einrichtung weist auf den Rechnungen an die Erziehungsberechtigten den entsprechenden
Beitrag aus und zieht diesen vom Rechnungsbetrag ab.

3 Die zustandige kantonale Stelle zahlt den Kostenanteil des Kantons an die politischen Gemein-
den aus.

Art. 13 Ruckerstattungspflicht

1 Unrechtmassig bezogene Beitrage konnen durch die zustandige kommunale Stelle innert funf
Jahren seit Rechtskraft der Beitragsverfiigung zurtickgefordert oder mit weiteren Beitragen ver-
rechnet werden.

Art. 14 Mitwirkungspflicht der Erziehungsberechtigten
! Die Erziehungsberechtigten stellen der zustandigen kommunalen Stelle die fuir den Vollzug die-
ses Erlasses erforderlichen Angaben und Unterlagen zur Verfiigung.

2 Sie teilen der zustandigen kommunalen Stelle Anderungen der rechtlichen Verhaltnisse umge-
hend mit.

Art. 15  Mitwirkungspflicht der Einrichtungen
! Die Einrichtungen stellen den zustandigen kantonalen und kommunalen Stellen die fiir den Voll-
zug dieses Erlasses erforderlichen Angaben und Unterlagen tber die Plattform zur Verfigung.

2 Sie geben der zustandigen kommunalen Stelle tiber die Plattform Anderungen bei der Inan-
spruchnahme der Kinderbetreuung durch die Erziehungsberechtigten bekannt.

Art. 16  Controlling und Monitoring
1 Die zustandige kantonale Stelle stellt Controlling und Monitoring der Beitrage nach diesem Er-
lass sicher. Hierflr kann sie Uber die Plattform Stichproben durchfiihren.

2 Die zustandige kantonale Stelle tberpruft die Berechnungsgrundlagen des linearen Modells
nach Art. 6 Abs. 1 dieses Erlasses regelmassig unter Beriicksichtigung der nach Art. 17 dieses
Erlasses zur Verfligung stehenden Mittel.

V. Finanzierung

Art. 17 Gesamtvolumen der Beitrage

1 Fur die Beitrage nach Art. 6 dieses Erlasses stehen je Jahr 20 Mio. Franken zur Verfligung.

2 Ubersteigt oder unterschreitet das Gesamtvolumen der Beitrage die zur Verfiigung stehenden

Mittel in drei aufeinanderfolgenden Jahren um mehr als Fr. 500'000.— je Beitragsjahr, passt die
Regierung die Berechnungsgrundlagen nach Art. 23 Bst. d dieses Erlasses an.
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Art. 18  Finanzierung der Beitrage
! Der Kanton und die politische Gemeinde, in der die Erziehungsberechtigten ihren zivilrechtli-
chen Wohnsitz haben, tragen die Kosten fir die Beitrage nach Art. 6 dieses Erlasses halftig.

2 Der Kostenanteil der politischen Gemeinde nach Abs. 1 dieser Bestimmung gilt als gebundene
Ausgabe.

Art. 19  Vollzugskosten

! Die Kosten fir den Vollzug gehen nicht zulasten der Mittel nach Art. 17 Abs. 1 und Art. 18
Abs. 1 dieses Erlasses.

VI. Weitere kommunale Finanzierung
Art. 20  Zusatzbeitrage
! Die Beitrage nach Art. 6, 17 und 18 dieses Erlasses gelten als Mindestbeitrage.

2 Die politische Gemeinde kann die Mindestbeitrage tber ihren Kostenanteil nach Art. 18 Abs. 1
dieses Erlasses hinaus aus eigenen Mitteln mit Zusatzbeitrdgen aufstocken.

3 Die Summe aus einem Mindestbeitrag und einem allfalligen Zusatzbeitrag darf die Kosten der
Erziehungsberechtigten fur das in Anspruch genommene Betreuungsangebot nicht tGbersteigen.

Art. 21 Anderweitige Unterstiitzung

! Die politische Gemeinde kann die familien- und schulergéanzende Kinderbetreuung Uber die Bei-
tradge nach diesem Erlass hinaus anderweitig unterstitzen.

VII. Vollzug
Art. 22 Vollzug

1 Die Regierung bezeichnet die zustandige kantonale Stelle.

2 Die politische Gemeinde bezeichnet die zustandige kommunale Stelle. Sie kann die Erfiillung
der Aufgaben nach diesem Erlass ganz oder teilweise durch Vereinbarung mit anderen Gemein-
den regeln.

VIII. Schlussbestimmungen
Art. 23 Verordnung

1 Die Regierung erlasst durch Verordnung die erforderlichen Ausfiihrungsbestimmungen, insbe-

sondere Uber:

a) die Anmeldung von Einrichtungen fur den Vollzug dieses Erlasses;

b) die Anspruchsberechtigung je nach Regelung der Obhut und die Ausnahmeregelung;

c) die Bemessung des massgebenden Einkommens;

d) das lineare Berechnungsmodell;

e) die Plattform, insbesondere die Datenbearbeitung und Datenbekanntgabe;

f)  das Verfahren fir die Ausrichtung von Beitrdgen, insbesondere wenn die Kinderbetreuung
in einer ausserkantonalen Einrichtung erfolgt.
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[keine Anderung anderer Erlasse]

Der Erlass «Gesetz Uber Beitrage fir familien- und schulergdnzende Kinderbetreuung vom
29. November 2020»57 wird aufgehoben.

V.

1. Die Regierung bestimmt den Vollzugsbeginn dieses Erlasses.

2. Dieser Erlass untersteht dem fakultativen Gesetzesreferendum.>®

57 sGs221.1.
58 Art. 5RIG, sGS 125.1.

50/50



	Zusammenfassung
	1 Ausgangslage
	1.1 Rechtliche Grundlagen und Schwerpunktplanung der Regierung
	1.2 Einsatz der Gelder
	1.3 Befristete Finanzhilfen des Bundes
	1.4 Angebote im Kanton St.Gallen und Nachtrag zum KiBG
	1.5 Problemstellung
	1.5.1 Grosse Unterschiede zwischen den politischen Gemeinden
	1.5.2 Komplexität des Mitteleinsatzes
	1.5.3 Aufwändiger Gesuch- und Überprüfungsprozess
	Exkurs: zusätzlicher Aufwand für die Finanzhilfen des Bundes
	Bereits erfolgte administrative Vereinfachungen gemäss Auftrag des Kantonsrates

	1.5.4 Begrenzter Verteilschlüssel unter den politischen Gemeinden
	1.5.5 Hohe finanzielle Belastung der Erziehungsberechtigten
	1.5.6 Tiefer Versorgungsgrad und hohe Varianz unter den politischen Gemeinden

	1.6 Schnittstellen zu anderen Vorlagen
	1.6.1 XXV. Nachtrag zum Volksschulgesetz
	1.6.2 Erledigung parlamentarische Aufträge im Bereich der Frühen Förderung
	1.6.3 Familienbericht
	1.6.4 Revision des Gesetzes über die soziale Sicherung und Integration von Menschen mit Behinderung


	2 Lösungsvarianten und Vorgehen
	3 Das neue St.Galler Förder- und Finanzierungssystem
	3.1 Subjektorientierte Förderung
	3.2 Anspruchsberechtigung
	Selbstdeklaration des Beschäftigungspensums

	3.3 Verwendungsbereiche und -zwecke
	3.3.1 Familien- und schulergänzende Kinderbetreuung
	3.3.2 Ausserkommunale und ausserkantonale Kinderbetreuungsangebote

	3.4 Berechnung und Umfang der Vergünstigung
	3.5 Finanzierung und Kostentragung
	3.5.1 Kanton St.Gallen
	3.5.2 Politische Gemeinden im Kanton St.Gallen
	3.5.3 Kostenaufteilung zwischen den beiden Staatsebenen
	3.5.4 Bund
	3.5.5 Arbeitgebende

	3.6 Prozess und Informatiklösung
	Informatiklösung (bzw. Plattform)

	3.7 Qualität und Versorgungsgrad
	3.8 Einbezug der politischen Gemeinden
	3.9 Einbezug der Betreuungseinrichtungen
	3.10 Chancengerechtigkeit für Erziehungsberechtigte
	3.11 Familienergänzende Betreuung von Kindern mit Behinderung

	4 Vernehmlassung
	Indirekte Subjektfinanzierung
	Erwerbstätigkeit als Anspruchsvoraussetzung
	Geltungsbereich
	Berechnung und Umfang der Vergünstigung
	Prozess
	Informatiklösung
	Kommunale Beteiligung am neuen System
	Aufrechterhaltung des bisherigen kommunalen Engagements
	Normkosten/-tarife
	Vollzugsbeginn
	Weitere Hinweise zur Qualität

	5 Sprachliche Gleichbehandlung der Geschlechter
	6 Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen
	7 Finanzielle und personelle Auswirkungen
	7.1 Fördermittel für die Kinderbetreuung
	Exkurs: volkswirtschaftlicher Nutzen von Investitionen

	7.2 Personalkosten für den Vollzug
	7.3 Kosten für die Beschaffung und den Betrieb der Informatiklösung einschliesslich Personalkosten

	8 Referendum
	9 Erlass von Verordnungsrecht
	10 Antrag
	Anhang: Kommunaler Handlungsspielraum im St.Galler System
	Neues St.Galler Vergünstigungssystem
	Möglichkeit 1: Aufstockung der Mindestvergünstigung im St.Galler System
	Möglichkeit 2: anderweitige Unterstützung der Kinderbetreuung
	Weitere Hinweise

	Gesetz  über Beiträge für familien- und schulergänzende Kinderbetreuung

